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Im Mai ist Agrarsozialwahl - Bau-
ern und Bäuerinnen an erste 
Stelle! Auch in der EU Agrarpolitik 
z.B. durch Aufschläge auf erste 
Hektare und gerechte Förderung 
gesellschaftlicher Leistungen.

Die Tierhaltung steht vor dem 
Umbau, der Ackerbau stößt an 
Grenzen - gefragt sind frische Ideen 
aus der Landwirtschaft heraus. Mit 
neuen Perspektiven, die Einkom-
men schaffen statt nur Wachstum.

Die europäischen Milchbauern 
fordern Mengenregulierung und 
diskutieren Qualitätskriterien und 
Wachstumsmentalität. In den Nie-
derlanden sorgen Phosphatüber-
schüsse für neue Begrenzungen.
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Es mag ja sein, dass es alternatives Wahrhabenwollen gibt. Aber wenn nicht alles 
täuscht, stehen unsere tatsächlich existierenden landwirtschaftlichen Betriebe vor 

erheblichen Veränderungen. Wer bekommt die Schlagworte schon gerne vorgehalten: 
Tierschutz, Düngerecht, Immissions- und Klimaschutz, Pflanzenschutzresistenzen und 
Erhalt der biologischen Vielfalt. Vor allem außerlandwirtschaftliche Akteure, die in 
unserer Gesellschaft nicht zufällig hohes Gewicht haben, formulieren diese „gesellschaft-
lichen Anforderungen“ aus ihrer Sichtweise. Dass sie dabei nicht gleich die Auswir-
kungen in den Betrieben abwägen, ist ihnen nicht vorzuwerfen. Die Frage ist, wie wir 
einen Prozess zum gegenseitigen Nutzen organisieren? Die berechtigten Anliegen sind 
ernst zu nehmen und ihre praktische Umsetzung als ein Ziel des Prozesses zu begreifen. 
Aber gleichzeitig muss es gelingen, die betroffenen Bauern und ihren Familien dazu zu 
ermutigen, nicht die Brocken hinzuwerfen. 

Die Erfahrungen mit tiefgreifenden Veränderungen machen viele Bauern skeptisch. 
Die letzten zwei Jahrzehnte haben unsere Landwirtschaft schon einmal auf den Kopf 
gestellt. Die Schlagkraft der heutigen Landtechnik hat die „alte“ ins Museum geschoben. 
In die Tierhaltung sind Milliarden investiert worden, die Leistungen pro Tier und Ar-
beitskraft sind rasant gewachsen. Molkereien und Schlachtunternehmen sind zu Export-
weltmeistern geworden. Dafür hat in der Landwirtschaft jeder zweite Betrieb aufgege-
ben. Ihre Flächen sind teuer übernommen worden, aber die allermeisten, die weiterma-
chen, stehen wirtschaftlich nicht besser da als vorher. Auf die mächtig angefeuerte 
Weltmarkt-Euphorie folgten jetzt die bitteren Krisenjahre 2015-2016. 

Drei grundlegende Bedingungen müssen erfüllt werden, damit die anstehenden Verände-
rungen den Strukturwandel nicht nochmal anheizen, sondern – im Gegenteil – ihn bremsen:

1.) Die Kosten des Umbaus der Tierhaltung und der veränderten Flächenwirtschaft 
dürfen nicht bei den Bauern hängen bleiben. Die praktische Umsetzung der gesellschaft-
lichen Anliegen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Dazu muss in einer ausrei-
chenden Übergangszeit zusätzliches Geld auf den Tisch, Umschichtungen reichen nicht. 
Das kann nur aus Steuermitteln kommen oder aus einer Umlage im Markt. Diese Um-
lage muss möglichst nah am Endverkauf ansetzen. Dazu kommen muss eine aussage-
kräftige und verbindliche Kennzeichnung im Regal (nicht ein Wahlkampf-Label).

2.) Der Prozess der Veränderung braucht ein verlässliches strategisches Vorgehen. 
Da müssen Bauern und NGO-Vertreter, vor- und nachgelagerte Bereiche, Beratung, 
Politik und Gesetzgeber gleichberechtigt mit an den Tisch. Die konkreten Ziele müssen 
vereinbart werden: wo wollen wir hin? Die Betriebe müssen sich darauf verlassen kön-
nen, dass die Ziele Bestand haben, sonst drohen ständige Fehlinvestitionen oder Still-
stand. Auch für die Zwischenschritte braucht es Klarheit: in der Förderung und Bezah-
lung, im Genehmigungsrecht, auch im weiteren Ordnungsrecht. Der Prozess muss dabei 
lernfähig sein und bleiben und gerade deshalb eine klare Linie haben. Das muss einer in 
die Hand nehmen. Die letzten vier Jahre sind verloren.

3.) Es braucht mehr Wahrhaftigkeit in der Aussage, dass die Veränderungen mit den 
Bauern und Bäuerinnen, mit ihren Kindern und Altenteilern zusammen angegangen und 
bewältigt werden sollen. In den Wahlprogrammen wird „bäuerliche Landwirtschaft“ wieder 
hoch gehandelt. Glaubhaft wird das erst, wenn dann auch die Möglichkeiten der Agrarpo-
litik aktiv genutzt werden. Wenn in einer schweren Milchmarktkrise den Molkereiinteressen 
widersprochen wird und befristete Maßnahmen zur gezielten Mengenzurückhaltung getrof-
fen werden, damit der Preis nicht ins Bodenlose getrieben wird. Wenn die EU-Gelder nicht 
weiter schlicht nach Fläche ausgeschüttet werden, sondern das EU-Recht ausgeschöpft wird 
für Umschichtungen auf die ersten Hektare je Betrieb und in eine zielgerichtete Leistungs-
honorierung. Das hängt nicht in Brüssel, sondern an Bund und Ländern.

Die Ermutigung vieler Bauern und Bäuerinnen ist möglich. Sie steht jetzt an.
Ulrich Jasper, AbL-Bundesgeschäftsführer

Ermutigende
Veränderungen
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Nach viel Hin und Her ist es soweit: 
Bis zum 31. Mai wird nun zumin-

dest in der Versichertengruppe der 
Selbständigen ohne familienfremde Ar-
beitskräfte gewählt, um das Parlament 
der Sozialversicherung für Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau (SV-
LFG) neu zu besetzen. Und wieso wäh-
len? Es ist die erste bundesweite Wahl 
und die bisher einmalige Gelegenheit, 
mitzubestimmen, wie die Vertreterver-
sammlung sich zusammensetzt. Es geht 
um bäuerliche Interessen bei der Aus-
gestaltung von so Wichtigem wie der 
Absicherung im Krankheitsfall inklu-
sive Betriebshilfsdienst, der Unfallver-
sicherung, der zeitgemäßen Regelung 
der Altersversorgung sowie der dazuge-
hörigen Beratung. 

Mit kritischem Blick
Insbesondere die Beitragsgestaltung der 
Berufsgenossenschaft halten die Kandi-
daten der Freien Liste Eickmeyer, die 
unter anderem von der Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirtschaft zur 
Wahl empfohlen wird, für überarbei-
tungsbedürftig: Für den eigentlich von 
der Betriebsgröße abhängigen Grund-
beitrag wurde eine Mindest- und eine 
Maximalhöhe festgelegt, sodass kleine 
Betriebe durch einen für sie unverhält-
nismäßig hohen Ansatz benachteiligt 
werden. Zusätzlich unterliegt der risi-
koorientierte Beitragsanteil einer Men-
gendegression: Für eine Kuh im 
30-Kuh-Betrieb muss doppelt so viel 

Allen Grund zum Wählen
Mit der Agrarsozialwahl 2017 zu vielfältigerer, bäuerlicher Interessenvertretung

Beitrag zur Unfallversicherung gezahlt 
werden wie für eine Kuh im 400er Be-
trieb, für einen Hektar Grünland oder 
Druschfrüchte im 50-Hektar-Betrieb 
das Anderthalbfache wie im 500-Hek-
tar-Betrieb. Belege für entsprechende 
Zusammenhänge mit dem Unfallrisiko 
gibt es nicht. 

Beschlossen wurde dies von der bis-
herigen – nicht gewählten – bauernver-
bandsdominierten Vertreterversamm-
lung. Entgegen dem Solidaritätsgedan-
ken einer Sozialversicherung werden 
einige bevorzugt und dafür die große 
Mehrheit der Haupt- und Nebener-

werbsbetriebe belastet – gerade auch 
kleinere tierhaltende Betriebe.

Nicht zuletzt der Umgang mit den 
Rentnern und Rentnerinnen, die von 
der SVLFG größtenteils als nicht wahl-
berechtigt eingestuft wurden (dazu 
mehr im zweiten Text auf dieser Seite) 
zeigt, wie dringend notwendig eine auf-
merksame, vielfältigere Interessenver-
tretung und kritisches Hinterfragen in 
der SVLFG ist. Elf Listen treten zur 
Wahl an, die Freie Liste Eickmeyer ist 
die Nummer zehn. Es geht darum, Kol-
legen und Kolleginnen als gute Vertre-
ter der eigenen Interessen in der selbst-

verwalteten eigenständigen landwirt-
schaftlichen Sozialversicherung zu 
wählen – für die konventionelle Bäue-
rin Elisabeth genauso wie für den öko-
logischen Bauern Paul, die Grundstück-
seigentümerin Barbara, den Waldbesit-
zer Thorsten, die Winzerin Waltraud, 
den Imker Sebastian oder die Jägerin 
Astrid. Solidarität und Gerechtigkeit 
gehen nur zusammen. � cw

Mehr Informationen, Gründe für‘s 
Wählen und Kandidatenportraits unter 
www.agrarsozialwahl.de

Während bei allen anderen gesetz-
lichen Rentenversicherungen in 

Deutschland die Rentnerinnen und 
Rentner selbstverständlich aufgerufen 
sind, bis zum 31. Mai 2017 an der So-
zialwahl teilzunehmen, will die Sozial-
versicherung für Landwirtschaft, For-
sten und Gartenbau (SVLFG) die aller-
meisten ihrer Rentner von der Wahl 
ausschließen. Knapp 600.000 „Alten-
teiler“, wie die Altersrentner in der 
Landwirtschaft genannt werden, gibt es 
in der SVLFG. Die SVLFG will aber 
nur 40.000 Bezieher einer Unfallrente 
und etwa 65.000 Rentner, die selbst 
noch unfallversicherungspflichtig Rest-
flächen haben, wählen lassen. Eine 
halbe Million Altenteiler bleiben ausge-

Alle Rentner dürfen wählen, nur Bauern nicht
Freie Liste Eickmeyer kämpft für Wahlrecht von 500.000 Rentnern

schlossen, wenn nicht noch das Hes-
sische Landessozialgericht in Darm-
stadt einem Eilantrag von Heinrich 
Eickmeyer dagegen stattgibt. Eick-
meyer ist Spitzenkandidat der Freien 
Liste Eickmeyer u. a., die in der Gruppe 
der Selbständigen ohne familienfremde 
Arbeitskräfte aktiv um Wählerstimmen 
wirbt. In dieser Gruppe findet eine 
Wahlhandlung statt.

Brisantes Vorgehen
Nach dem Motto „Das haben wir im-
mer so gemacht“ verteidigt die SVLFG 
– mit Unterstützung des Bauernver-
bandes – das Vorgehen. Denn bis 2012 
gab es noch acht regionale Landwirt-
schaftliche Berufsgenossenschaften als 

Unfallversicherungsträger. Nur dort 
wurden Sozialwahlen durchgeführt. 
Aufgrund eines damaligen Paragraphen 
im Gesetz wählten die Alterskassen 
keine eigene Vertreterversammlung, 
sondern bedienten sich der Vertreter-
versammlung der jeweiligen Berufsge-
nossenschaft. Aber dieser Paragraph (§ 
32 SGB IV) wurde 2012 gestrichen. 
Und es gibt auch keine getrennten Ver-
sicherungsträger in der Landwirtschaft 
mehr, sondern nur noch den einen: die 
SVLFG. Doch die SVLFG ignoriert die 
neue gesetzliche Situation und will die 
Wahl nur im „Zweig der Landwirt-
schaftlichen Unfallversicherung“ 
durchführen. Das Bundeslandwirt-
schaftsministerium und das Bundesso-

zialministerium haben das letztes Jahr 
abgesegnet, was die Brisanz nicht klei-
ner macht. 

Die AbL hat alle Altenteiler aufgeru-
fen, sich den Fragebogen bzw. Antrag 
auf Zusendung des Wahlausweises zu 
kopieren, ihn auszufüllen und an die 
SVLFG zu schicken. Außerdem unter-
stützt sie den Listenvertreter der Freien 
Liste Eickmeyer beim Gang vor das 
Gericht, damit für 500.000 Rentne-
rinnen und Rentner in der Landwirt-
schaft gilt, was für alle Rentenversi-
cherten in den anderen gesetzlichen 
Rentenversicherungen gilt: Sie dürfen 
wählen. 

Ulrich Jasper,
AbL-Bundesgeschäftsführer

Bauernprotest und Aufruf zur Wahlteilnahme vor der SVLFG in Heslach/Stuttgart � Foto: agrarsozialwahl.de
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Dreißig Organisationen aus Landwirt-
schaft (u.a. AbL), Umwelt- und Na-

turschutz, Tierschutz und Entwicklungs-
politik rufen in einem neuen Plattform-
Papier zu einer grundlegenden Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU 
und ihrer Umsetzung in Deutschland auf. 
Anders als alle anderen bisherigen Papiere 
zur GAP nach 2020 behandelt die Platt-
form nicht nur das Geldverteilen, sondern 
alle Instrument der GAP. Sie wollen so-
wohl die umfangreichen Fördergelder der 
EU wie auch die europäische Marktord-
nung und das Fachrecht dafür einsetzen, 
den landwirtschaftlichen Betrieben durch 
die strikte Berücksichtigung von Umwelt- 
und Tierschutz wirtschaftliche Perspekti-
ven zu eröffnen. Konkret schlagen die Ver-
bände vor, sämtliche Zahlungen der 
Agrarpolitik gezielt und ausschließlich für 
die gesellschaftlichen Leistungen der Land-
bewirtschafter einzusetzen. Kleinere und 
mittlere Betriebe sollten gestärkt werden. 
Änderungen an der Marktordnung sollen 
schwere Marktkrisen vermeiden und die 
Selbstregulierung der Erzeuger stärken. 
Die Störung lokaler Märkte in Entwick-
lungsländern durch EU-Exporte mit Dum-
pingeffekten soll verhindert werden. 
Durch eine „einfache, abgestufte und ver-
pflichtende Kennzeichnung“ der Tierhal-
tungsverfahren sollen die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher in die Lage ver-
setzt werden, den „Umbau der Tierhal-
tung“ aktiv mitzutragen. Zudem fordern 
die Verbände eine EU-weite Anhebung 
und Durchsetzung der Umwelt- und Tier-
schutzstandards. Mit wichtigen Ände-
rungen wollen die Verbände aber nicht auf 
die von der EU-Kommission angekündigte 
Reform der EU-Agrarpolitik für die Zeit 
nach dem Jahr 2020 warten. Sie rufen 
Bund und Länder dazu auf, noch im Jahr 
2017 Umschichtungen von EU-Agrargel-
dern in Deutschland in Fördermaßnahmen 
für Tierschutz- und Agrarumweltmaßnah-
men sowie zur Stärkung kleinerer und 
mittlerer Betriebe zu beschließen.

Aus Krisen lernen
Bedeutende Teile unserer europäischen 
Land- und Ernährungswirtschaft seien 
gleich mehrfach mit grundlegenden Krisen 
konfrontiert, auf die die Gemeinsame 
Agrarpolitik (GAP) der EU noch keine 
überzeugend wirksame Antwort gebe, 
heißt es im Papier. Das besonders schwere 
und lang anhaltende Preistief für Milch 
und Schweinefleisch von 2014 bis 2016 
habe in den Betrieben zu Verlusten in 
zweistelligem Milliardenumfang und 
einem Strukturbruch geführt. Gleichzeitig 

Plattform für eine EU-Agrarpolitik
Breite Verbände-Plattform sucht gemeinsamen Weg für gesellschaftliche Anforderungen

fehle weit verbreiteten Formen der Tier-
haltung und des Pflanzenbaus aus mehre-
ren Gründen die gesellschaftliche Akzep-
tanz, ohne die ein Wirtschaftszweig keine 
Perspektive habe. Ein Großteil der Bevöl-
kerung sehe bestimmte Tierhaltungs-
formen derart im Widerspruch zu ethi-
schen Grundsätze, dass ein Umbau in der 
Tierhaltung schon deshalb geboten sei. 
Notwendig sei der Umbau zudem, weil – 
besonders auch in Deutschland – wichtige 
Umwelt- und Tierschutzziele und geltende 
Richtlinien der EU nicht eingehalten bzw. 
umgesetzt würden, was sich in mehreren 
Vertragsverletzungsverfahren der EU ge-
gen die Bundesrepublik zeige. Die bishe-
rige verfehlte Agrarpolitik stelle die land-
wirtschaftlichen Betriebe vor große He-
rausforderungen. Sie müssten zum Teil 
erhebliche und kostenträchtige Ände-
rungen vollziehen, um die rechtlichen, po-
litischen und gesellschaftlichen Zielvorga-
ben erreichen zu können. Doch die EU-
Agrarpolitik und deren Umsetzung in 
Deutschland ließen die Betriebe damit 
bisher ganz überwiegend allein, schreiben 
die Verbände. Als Ausweg schlagen die 
Verbände vor, mit einer Qualitätsstrategie 
beides anzugehen: die gesellschaftlichen 
und fachrechtlichen Anforderungen an die 
Lebensmittelerzeugung bewusst aufzugrei-
fen und umzusetzen und gerade dadurch 
die Wertschöpfung für die meisten Be-
triebe zu erhöhen und nachhaltige ökono-
mische Perspektiven zu schaffen. Dafür 
brauche es ein strategisches Vorgehen, das 
die verschiedenen wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Akteure einbinde und die 

politischen Instrumente vom Fachrecht, 
der Förderpolitik bis zur Markt- und Han-
delspolitik entsprechend nutze und umge-
stalte. 

Gewinner schaffen
Martin Schulz, Vorsitzender der Arbeits-
gemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL), sagte bei der Übergabe des Papiers 
an Bundesumweltministerin Hendricks in 
Berlin: „Die bisherige Agrarpolitik erzeugt 
viele Verlierer in Landwirtschaft und Ge-
sellschaft. Wir brauchen aber eine starke 
Agrarpolitik, die Gewinner schafft, indem 
sie die gesellschaftlichen Leistungen der 
Bauern in der Erzeugung anerkennt und 
honoriert. Es ist eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe, die gestiegenen qualitativen 
Anforderungen des Umwelt- und Tier-
schutzes in größere Wertschöpfungsmög-
lichkeiten mit höheren Erzeugerpreisen für 
die bäuerlichen Betriebe zu überführen.“  
Bundesministerin Hendricks erklärte, dass 
es viele gute Ideen und Reformansätze 
brauche, um zu begründen, dass es auch in 
Zukunft noch europäische Agrar-Förder-
mittel in vergleichbarer Größenordnung 
geben solle. „Ich wäre sehr dafür“, sagte 
sie. „Aber dafür brauchen wir ein Förder-
system, das sich nicht an Hektarzahlen 
orientiert, sondern Landwirte für die Leis-
tungen belohnt, die sie für das Gemein-
wohl erbringen, zum Beispiel für den Um-
weltschutz.“ Den Agrarministern von 
Bund und Ländern wurde das Papier auf 
der Agrarministerkonferenz in Hannover 
übergeben.� uj

Zeitplan
Für Ende 2017 hat EU-

Agrarkommissar Hogan 
eine politische Mitteilung 
zur GAP nach 2020 ange-

kündigt. Verordnungs-
entwürfe sollen bis Som-

mer 2018 folgen. Doch 
alles steht und fällt mit 

dem nächsten Mehrjähri-
gen Finanzrahmen der 

EU für die Jahre 2021 bis 
2027. Erste Papiere dazu 
will EU-Kommissar Oet-

tinger zwischen Ende 
2017 und Mitte 2018 vor-
legen. Parallel laufen die 

Brexit-Verhandlungen. 
2019 werden dann ein 

neues EU-Parlament 
gewählt und die Kom-

mission neu besetzt. 
Wenn die wesentlichen 

Pflöcke nicht vorher ste-
hen, ziehen sich Finanz-

rahmen und GAP-Reform 
noch hin. Eine neue GAP 

startet dann möglicher-
weise erst 2022 oder 

2023.   uj

Umschichtung
Zum Gesetzentwurf des 

Bundesrates, die 
Umschichtung von 4,5 

Prozent der Direktzah-
lungen in die 2. Säule auf 

6 Prozent anzuheben, 
hat das Bundeskabinett 
nun ihre „Gegenäuße-
rung“ beschlossen und 
den Gesetzentwurf an 

den Bundestag weiterge-
leitet. Einigen konnten 

sich die Ministerien aber 
nicht: „Die Meinungsbil-
dung innerhalb der Bun-
desregierung im Rahmen 

der ergebnisoffenen 
Überprüfung ist noch 
nicht abgeschlossen.“ 
Nach 2020 müsse die 

GAP „den großen Her-
ausforderungen, vor 

denen Landwirtschaft 
und ländliche Räume ste-

hen, Rechnung tra-
gen“.  uj

Die Breite der Plattform wurde sichtbar bei der Übergabe an Ministerin Hendricks: (v.l.n.r.) Martin 
Schulz (AbL), Klaus Seitz (Brot für die Welt), Felix Löwenstein (BÖLW) und Prof. Kai Niebert (Deutscher 
Naturschutzring DNR). � Foto: BMUB/Thomas Koehler
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Das ist leider die schmerzliche Erkennt-
nis, wenn man die Reden und Aussa-

gen der amtierenden Landes- und Bundes-
minister mit ihrem tatsächlichen Handeln 
vergleicht. Die Agrarministerkonferenz 
Ende März hat wenig Neues in Bezug auf 
die Förderung der bäuerlichen Betriebe 
gebracht. Schon im Vorfeld hatte man sich 
auf eine Erhöhung der Umschichtung von 
4,5 auf 6 Prozent von der ersten in die 
zweite Säule geeinigt. Allen voran hatten 
die Bioverbände gefordert, die maximal 
möglichen 15 Prozent umzuschichten, 
selbstredend davon ausgehend, dass die in 
der zweiten Säule stattfindende Qualifizie-
rung nur dem ökologischen Landbau zu-
gute käme. Eine Erhöhung der Förderung 
der ersten Hektare, die rein rechnerisch 
alle Betriebe bis 100 ha besonders fördert, 
tragen sie zwar in einem von über dreißig 
Verbänden unterstützten Papier zur zu-
künftigen Ausrichtung der EU-Agrarpoli-
tik mit, an erster Stelle steht diese Forde-
rung jedoch nicht. Kein Wunder, denkt der 
kritische Geist, verschiebt sich die Struktur 
im ökologischen Landbau doch längst 
auch immer weiter zugunsten der Großen. 
Verstanden haben das scheinbar auch die 
grünen Agrarminister, wie Meyer in Nie-
dersachsen, Remmel in NRW oder Ha-
beck in Schleswig-Holstein, die statt einer 
Unterstützung bäuerlicher, regionaler 
Strukturen – durch eine aktuell mögliche 
Erhöhung der Förderung der ersten Hek-
tare – die vom Bundesverband Ökolo-
gische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) 
vorgetragene Forderung nach Umschich-
tung aufgreifen. „Wir bekommen da aktu-
ell keine Mehrheiten”, erklärt Christian 
Meyer. Das verwundert. Denn mitten in 
der über mehrere Tage laufenden Agrarmi-
nisterkonferenz lanciert der bayerische 
Staatsminister Helmut Brunner, dass er für 
eine stärkere Förderung kleiner und mitt-
lerer Betriebe eintritt und eine Erhöhung 
der Förderung der ersten Hektare umset-
zen will. Bei den Agrarmedien ist dies die 
Meldung (auch in der Bauernstimme), 
doch passiert ist nichts. Eine schwarz-
grüne Koalition, für die nächste Legisla-
turperiode nicht ausgeschlossen, kommt 
am Tagungsort der Agrarminister in Han-
nover nicht zustande.

Gute Worte
Auch die Beteuerungen des Bundes-
landwirtschaftsministers Christian Sch-
midt bezüglich einer besonderen Förde-
rung bäuerlicher Betriebe bleiben ohne 
konkrete Taten. „Deshalb müssen die Di-
rektzahlungen vor allem die kleinen und 
mittleren Familienbetriebe sowie tierhal-

Alle retten bäuerliche Betriebe
Keiner tut was!

tende Betriebe bei den Herausforderungen 
stärken“, so der Minister anlässlich eines 
Treffens mit seiner spanischen Amtskolle-
gin Isabel García Tejerina in Spanien. Aber 
natürlich ist Schmidt auch CSU-Mitglied. 
Sind seine Äußerungen bezüglich der Un-
terstützung kleiner und mittlerer Betriebe 
also vor allem Wahlhilfe für seinen Partei-
kollegen Brunner und die CSU in Bayern?

Möglich wäre es jetzt, zur Halbzeit 
der aktuellen Förderperiode, neben der 
Umschichtung in die zweite Säule auch 
die Förderung der ersten Hektare zu er-
höhen. Bis zu 15 Prozent wären möglich. 
Damit würden die kleinen und mittleren 
Betriebe gestärkt. Sie hätten finanziell 
bessere Möglichkeiten, sich am Pacht-
markt zu behaupten. Besondere Leistun-
gen, wie die einer regionalen, nachhalti-
gen Produktion in einer gesellschaftlich 
akzeptierten Größe, die in einer dörfli-
chen Struktur eingebunden ist, würden 
ebenso honoriert.

Erbracht werden diese Leistungen 
von Bäuerinnen und Bauern jeden Tag 
aufs Neue. Für viele sind sie Teil des 
Selbstverständnisses ihrer täglichen Ar-
beit, ihrer Lebensphilosophie. Umsonst 
sind sie trotzdem nicht zu haben. Wenn 
wir diese Betriebe und die Menschen da-
hinter nicht unterstützen, werden wir sie 
unwiederbringlich verlieren.� mn

 Das Agrarbündnis in Niedersachsen, in dem gesellschaftliche Organisationen wie die AbL, Bioland, BUND, SlowFood u.a. gemeinsam agieren, 
überbrachte AMK-Gastgeber Christian Meyer (Grüne), einen Forderungskatalog zur Ministerkonferenz - per Tieflader und mit einer eindrucks-
vollen Skulptur - für eine bäuerliche, umweltverträgliche Landwirtschaft.� Foto: Schievelbein

„Intensivtierhaltungsgesetz“ nicht möglich 
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks (SPD) ist – zumindest vorerst 
– damit gescheitert, durch eine Verschärfung des landwirtschaflichen 
Baurechts eine Begrenzung der Intensivtierhaltung zu erreichen. Sie ver-
öffentlichte die ablehnende Antwort des Bundeslandwirtschaftsministe-
riums. Der Gesetzentwurf sah vor, mit einer Änderung des Baugesetz-
buchs Ställe ab einer bestimmten Größe generell aus der baurechtlichen 
Privilegierung herauszunehmen. Große Stallbauten, die auch jetzt schon 
einer Umweltvertäglichkeitsprüfung bedürfen, benötigten dann auch 
die Zustimmung bzw. einen Bebauungsplan der jeweiligen Gemeinde. 
Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt (CSU) hatte wiederholt 
betont, dass er derzeit keinen Handlungsbedarf sehe. Der Vorsitzende 
des BUND, Hubert Weiger, bezeichnete die Blockade des Gesetzent-
wurfs als „Skandal.“ Martin Hofstetter, Greenpeace Landwirtschaftsex-
perte, nannte Schmidt den „größten Lobbyist der Massentierhaltung“. 
Der CSU-Mann tue alles, „damit die Tierhaltung in Massenställen unge-
bremst weiter läuft“. Kommunen und Betroffene vor Ort sollen nicht 
mitreden dürfen. Wenn er nicht zumindest eine sinnvolle Bürgerbeteili-
gung ermögliche und die Umweltbelastung durch die Massentierhal-
tung stoppe, nehme die Unzufriedenheit auf dem Land gegen die Poli-
tik „von oben“ weiter zu.   cs

Fleischskandal und globaler Handel
In Brasilien ist im März ein Fleischskandal aufgedeckt worden. Nach 
einer Fahndung wirft die Polizei mehreren Konzernen vor, vergammelte 
und überalterte Fleischprodukte mit chemischen Mitteln wieder ansehn-
lich gemacht und auf den Markt gebracht zu haben. Einer Mitteilung 
des Auswärtigen Amtes ist zu entnehmen, dass die EU-Kommission von 
diesem Gammelfleischskandal erst aus der internationalen Presse erfah-
ren hat und nicht von dem Handelspartner Brasilien. Erst danach konnte 
die EU mittels entsprechender Kontrollen und Importstopps handeln. 
Brasilien gehört zu den sogenannten Mercosur-Staaten (Argentinien, 
Paraguay, Uruguay, Venezuela), mit denen die EU über ein umfassendes 
Freihandelsabkommen verhandelt. Vom 20. bis 24 März fand eine Ver-
handlungsrunde in Buenos Aires statt. Die nächste ist für den 3. bis 7. 
Juli in Brüssel geplant und dann im Oktober wieder in Brasilien. Die 
Fleischindustrie wünscht sich von der EU eine zollfreie Importquote für 
Rindfleisch von 150.000 Tonnen jährlich und hält die zeitweilig von der 
EU vorgeschlagenen 78.000 Tonnen für unzureichend.  bet
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Unabhängige Bauernstimme: Wie ist 
die Situation zur Zeit für die Milch-
bauern und -bäuerinnen in den Nie-
derlanden? 
Hans Geurts: Die Diskussionen über 
die Phosphatüberschüsse aus der Land-
wirtschaft überlagern zur Zeit alle an-
deren Themen. Die Grenzwerte, die wir 
auf EU-Ebene zugesichert haben, sind 
überschritten. Nun müssen wir die Ein-
träge reduzieren, sonst fällt die Deroga-
tion weg, d. h. die von der EU geneh-
migte Möglichkeit, auf intensivem 
Grünland jährlich 250 kg Stickstoff aus 
Wirtschaftsdüngern statt nur 170 kg 
ausbringen zu können. Das wäre ein 
noch größeres Problem, weil wir so viel 
Gülle haben. Der meiste Phosphatüber-
schuss stammt aus der sehr intensiven, 
flächenarmen Schweine- und Geflügel-
haltung. Da findet aber schon seit eini-
gen Jahren keine größere Ausdehnung 
mehr statt. In der Milchviehhaltung 
hingegen wurde das Quotensystem be-
endet und viele Bauern sind betrieblich 
unheimlich stark gewachsen. Nun 
sollte die Kuhzahl reduziert werden, 
um die Phosphatmenge zu begrenzen, 
was einen massiven Streit unter den 
Milchbauern ausgelöst hat. Die einen 
sagten: „Wir sind gar nicht gewachsen, 
warum sollten wir nun reduzieren?“, 
andere wiederum haben viel Land und 
argumentierten, sie könnten ihre Gülle 
auf der Fläche gut verwerten, es gebe 
keinen Grund die Tierzahl zurückzu-
fahren. Und diejenigen, die groß gebaut 
haben, weil die Zeichen der Zeit auf 
Wachstum standen, stellt Abstocken 
vor Finanzierungsprobleme.

Was sind nun die Auswirkungen auf 
die Betriebe? 
So viel Kühe und Jungvieh wie zum Refe-
renzdatum 2. Juli 2015 dürfen die Be-
triebe auch 2017 halten – ohne genug 
Fläche vier Prozent weniger. Das ist ei-
gentlich etwas Gutes für die Milchbauern 

„Gute Milchpreise und frei produzieren geht nicht zusammen“
Der Niederländer Hans Geurts sieht Wachstumsdrang kritisch für Markt und Strukturen

in ganz Europa, dass wir hier in den Nie-
derlanden begrenzt werden. Seit März 
wird die Anzahl Kühe schrittweise um 
160.000 Tiere zurückgefahren. 2018 be-
kommen wir eine Phosphatquote. Sobald 
diese vergeben ist, kann sie gehandelt wer-
den. Alle diejenigen, die gerade in größere 
Ställe investiert haben, wollen diese natür-
lich voll besetzen. Das gibt Druck auf die 
Phosphatrechte; die werden teuer. Andere 
Betriebe hören auf. Weiterer Stallneubau 
für große Wachstumssprünge wird fast 
unmöglich. Das ist völlig unrentabel we-
gen der Zusatzkosten durch den nötigen 
Flächennachweis für die Düngeverord-
nung und durch die Phosphatquote. Jetzt 
haben die wachstumsorientierten nieder-
ländischen Bauern dasselbe Problem wie 
bei der Milchquote, aber zusätzlich haben 
alle noch ein Problem mit dem niedrigen 

triebe aufhören müssen. Das ist eine 
ganz verkehrte Entwicklung.

Was spricht dafür, sich für den Erhalt 
der Betriebe einzusetzen?
Es gibt vielerlei Gründe, warum es bes-
ser ist, möglichst viele Familienbetriebe 
zu haben mit 60 bis 120 Kühen statt 
wenige Betriebe mit 1.000 Tieren: zu-
erst für die Bauern und Höfe selbst. 
Immer mehr Wachstum zu wollen, 
heißt auch, eine Bedrohung für Kolle-
gen zu sein. Die Betriebe sind aber auch 
wichtiger Bestandteil der Lebendigkeit 
auf dem Land. Außerdem stehen die 
familiengeführten Milchviehbetriebe 
gut da bei den Bürgern. Erwünschte 
Qualitäten, wie z. B. Weidegang, kön-
nen in diesen Strukturen noch umge-
setzt werden. Was die Betriebe brau-

wenn der Milchpreis gut ist, anschlie-
ßend mehr Milch gibt – dann befinden 
wir uns kontinuierlich in der Krise. Die 
zweite Möglichkeit besteht darin, dass 
die Molkereien ihre eigenen Mengen, zu-
mindest vorübergehend, selbst regeln. 

Das niederländische Molkereiunterneh-
men FrieslandCampina hat letztes Jahr 
als erstes zeitweise Bonuszahlungen für 
reduzierte Milchanlieferung eingeführt.
Sie haben das gemacht, als sie selbst die 
Milch nicht mehr verwerten konnten 
und der Milchpreis sehr niedrig war. 
Das System ist akzeptiert worden. Das 
Gute war, sie haben gezeigt, dass es 
möglich ist, die Produktion gezielt zu 
begrenzen – auch in einer großen Ge-
nossenschaft!  Müssten wir nicht we-
gen der Phosphatüberschüsse die Kuh-
zahlen zurückfahren, dann hätten wir 
sicher schon A/B-Quoten der Molke-
reien, weil die nicht wüssten, wohin 
mit der Milch. Der Milchindustriever-
band hat bei der Ausarbeitung der 
Phosphatquotierung in eigenem Inte-
resse mitgearbeitet.

Welche Rolle spielen gesellschaftliche 
Diskussionen in den Niederlanden? 
Bei uns ist der Weidegang ganz wichtig 
für die Bürger. Im Parlament wird so-
gar diskutiert, ob es Pflicht werden 
muss, die Kühe rauszulassen. Die Mol-
kereien zahlen alle mittlerweile eine 
Belohnung von ein bis zwei Cent pro 
kg Milch, wenn die Kühe gemäß einem 
ausgehandelten Standard an minde-
stens 120 Tagen jeweils mindestens 
sechs Stunden auf die Weide kommen. 
Mit der Weidemilchqualität machen sie 
viel Werbung, weil sie sich gut verkau-
fen lässt. Einige Bauern stellen sich da-
rauf neu ein und lassen ihre Kühe wie-
der raus – gerade auch mit dem Ende 
der Wachstumsmöglichkeiten vor Au-
gen. Aber für diejenigen mit sehr 
großen Ställen und wenig eigener Flä-
che ist dieser Weg ganz unmöglich. Das 
zeigt deutlich, wie unflexibel sie sind. 

Vielen Dank für das Gespräch! � cw

Hans Geurts beobachtet als Milch-
bauer in den Niederlanden die Aus-
wirkungen und Grenzen der Wachs-
tumsmentalität. Er war lange Jahre 
Vorsitzender des Nederlandse 
Melkveehouders Vakbond (NMV); 
diese Milchbauernvereinigung ist 
Mitglied im European Milkboard 
(EMB), dem auch die Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL) und der Bundesverband Deut-
scher Milchviehhalter (BDM) ange-
hören.

Betriebsspiegel:
106 Kühe und 65 Jungtiere, Holstein-
Friesian, 
seit 2006 Einkreuzung mit Fleckvieh für 
stärkere, problemlosere Kühe,
44 ha Land, davon 36 ha Grünland
und 8 ha Mais.
Von 3 Söhnen, Luc, Daan und Roy, hat 
einer Interesse am Betrieb und besucht 
eine Landwirtschaftsschule.

Milchpreis – weil wir nur national die 
Phosphatmenge steuern statt europaweit 
die Milchmenge. Es ist eine Katastrophe. 
Die Niederlande haben immer für die Ab-
schaffung der Milchquote plädiert, weil 
die Quotenpreise so hoch waren, höher 
als in anderen Ländern. Viele Bauern ha-
ben kurzsichtig gedacht, sie könnten sonst 
alle so weit wachsen, wie sie wollen. Das 
funktioniert aber nicht. 

Sie halten also eine Begrenzung für 
notwendig? 
Das große Problem bei der Milcherzeu-
gung ist, dass ein guter Milchpreis und 
frei zu produzieren nicht zusammenge-
hen. Wer Geld verdient, muss Steuern 
zahlen. Deswegen investieren die Bau-
ern reinkommendes Geld lieber gleich 
wieder. Dadurch entsteht immer neues 
Wachstum und das verursacht eine 
Überproduktion, die dazu führt, dass 
durch schlechte Milchpreise viele Be-

Hans Geurts zusammen mit seiner Lieblingskuh auf der Weide � Foto: privat

chen, ist ein vernünftiges Einkommen 
– erlöst aus dem Verkauf der am Markt 
nachgefragten Milch.

Wie kann eine marktangepasste Men-
gensteuerung aussehen?
Ich halte die Abschaffung der Quote für 
einen historischen Fehler. Überarbeitet 
und flexibilisiert hätten wir die Milch-
mengen damit je nach Marktsituation 
steuern können. Aber nun ist sie weg. Es 
bleiben zwei Möglichkeiten: Zum einen 
eine neue politische Regelung, aber jegli-
che Art Ersatz für die Quote wird immer 
für heftigen Streit sorgen, wie neue Men-
genbegrenzungen auf die Betriebe verteilt 
werden sollen, weil die sich seit Quote-
nende schon unterschiedlich entwickelt 
haben. Das politisch auf EU-Ebene anset-
zende Marktverantwortungsprogramm 
des EMB ist ein guter Krisenplan – aber 
es wird sehr schwierig, damit strukturell 
Erfolg zu haben. Denn wenn es immer, 
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Die Mitgliederversammlung des Euro-
pean Milk Board Ende März in Brüs-

sel stand nach wie vor im Zeichen der 
Milchkrise. Milchpreise von knapp über 
30 Cent in ganz Europa reichen noch im-
mer nicht zur Kostendeckung, von Rück-
lagenbildung oder gar Ausgleich der Ver-
luste der letzten zwei Jahre ganz zu schwei-
gen. Positiv wurde in allen Mitgliedslän-
dern das EU- Mengenreduzierungspro-
gramm aufgenommen und erfolgreich 
umgesetzt. Es wurde deutlich, dass entge-
gen den Behauptungen von Bauernverbän-
den und Molkereiwirtschaft eine europä-
ische Mengenreduzierung relativ leicht 
und unbürokratisch durchgeführt werden 
kann und sofort Wirkung auf den Milch-
preis entfaltet. Nach dem Auslaufen dieses 
Programms ist allerdings eine erneute Pro-
duktionssteigerung zu befürchten. Dazu 
kommt noch die durch Intervention und 
geförderte private Lagerhaltung eingela-
gerte Menge von über 400.000 Tonnen 
Milchpulver, das nur eine begrenzte Halt-
barkeitsdauer hat und bei Auslagerung 
den Milchmarkt noch für lange Zeit belas
ten wird. Der jetzige, etwas bessere Zu-
stand ist also nach wie vor sehr labil, die 
Krise kann schnell wieder akut werden. 
Deshalb setzt das EMB weiterhin auf ge-
setzliche Rahmenbedingungen für ein  Kri-
seninstrument, das auch die Deckelung der 
Anlieferung und eine Erzeugerumlage zur 
Finanzierung vorsieht. Mehrere Verbände 
berichteten, dass sich die Stimmung in ih-
ren Ländern sowohl unter den Milcherzeu-
gern als auch bei der Politik im Verlauf der 
Krise gedreht hat; das blinde Vertrauen in 
die Marktkräfte ist der Einsicht gewichen, 
dass im Krisenfall die Milchmenge koordi-
niert zurückgefahren werden muss.

Europäische faire Milch
Sehr erfreulich entwickelte sich im letzten 
Jahr das EMB-Projekt der fairen Milch. Sie 
ist mittlerweile in sechs Ländern am Start, 
stärkt das gute Image der Milch und der 
Milcherzeuger und erhöht den Bekannt-
heitsgrad der beteiligten Verbände. Außer-
dem ist die Initiative auch wirtschaftlich 
erfolgreich, bringt den beteiligten Milcher-
zeugern Mehrerlös ein und trägt nicht zu-
letzt durch eine Lizenzgebühr erheblich 
zur Finanzierung des European Milk 
Board bei. Somit konnte der Kassenführer 
von einem ausgeglichenen Haushalt und 
guten Voraussetzungen auch für das näch-
ste Geschäftsjahr berichten.
Eine intensive Diskussion entwickelte sich 
um die Frage, wie weit sich das EMB inhalt-
lich breiter aufstellen soll. Zur Frage der 
Qualität der Milchproduktion brachte der 

Milchbauernperspektiven
Die Milchkrise ist noch nicht überwunden, Kriseninstrument nötig

Vorstand den Vorschlag ein, eine Kampagne 
zum Thema Palmöl anzustoßen. Palmöl 
wird von vielen Verarbeitern benutzt, um in 
Milchprodukten Butterfett zu ersetzen. Da-
bei ist es unter gesundheitlichen und Um-
weltaspekten sehr bedenklich. Mehrere Mit-
glieder betonten, das EMB müsse sich auch 
zu weiteren Produktionsbedingungen der 
Milch positionieren, etwa zur Verwendung 
von Soja in Kraftfutter und generell zur Art 
der Fütterung. Außerdem wurde von bel-
gischen Vertretern die Frage aufgeworfen, 
wie bei erfolgreicher Bekämpfung von Kri-
sen und dem Erreichen eines guten Milch-
preises ein Wachstums- und Verdrängungs-
prozess verhindert werde könnte. Die Groß-
betriebe mit billigen Arbeitskräften würden 
bei gutem Verdienst durch die Übernahme 
von Pachtflächen kleinere Kollegen von ih-
ren Höfen drängen, so die Kollegen. Dazu 
kam noch die Kritik an der ungerechten För-
derpolitik der EU bzw. der Einzelstaaten mit 
undifferenzierten Flächenprämien und 
falscher Stallbauförderung. Zur nächsten 
GAP-Reform will das EMB jetzt eine ge-
meinsame Position entwickeln. Die Frage 
der Milchqualität und die der Begrenzung 
von Wachstum auf Kosten anderer werden 
bei der nächsten Mitgliederversammlung 
weiter diskutiert.  Erwin Schöpges, Vor-
standsmitglied aus Belgien, rief abschließend 
zur Einigkeit auf und betonte, die Stärke des 
EMB beruhe gerade auf der Konzentration 
auf die Kernfrage des fairen, kostende-
ckenden Milchpreises.

Ottmar Ilchmann, 
Milchbauer in Ostfriesland und

Landesvorstand AbL-Niedersachsen

Das European Milkboard - einig im Kern, mit Blick nach Brüssel� Foto: EMB

Milchrebellen vor verschlossenen Türen
Von anfangs 600 mutigen freien Milchbauern- und bäuerinnen sind 
noch 37 übrig - sie hatten ihre Milchvermarktung selbst in die Hand 
genommen, bei ihren Molkereien gekündigt. Den großen Genos-
senschaften warfen die sogenannten Milchrebellen vor, den Mil-
cherzeugern durch eine Vormachtstellung die Lieferkonditionen zu 
diktieren. Der eigenständige Handel mit der Rohware Milch gestal-
tete sich zäh, funktionierte aber die erste Zeit durch Exporte in 
Nachbarländer oder Verkäufe am Spotmarkt. Spediteure waren 
schwer zu überzeugen, für die Rebellen Touren zu fahren. Wirt-
schaftlich bergab und mit herben Verlusten einher ging es in Zeiten 
europaweiter Milchüberschüsse. Die Milcherzeuger bemühten sich 
nach und nach wieder Lieferrechte bei den Molkereien zu bekom-
men – mit schlechteren Konditionen als vorher. Nun steht der harte 
Kern der Rebellen vor geschlossenen Türen und verschränkten 
Armen: Offiziell hat keiner der Verarbeiter  Bedarf an Milch. Über-
schüsse halt. Die Einigkeit verblüfft. Die Genugtuung in Aussagen 
von Genossenschafts- und Bauernverbandsvertretern lässt aufhor-
chen: die Molkereien seien schließlich jahrelang von den Rebellen 
bekämpft und beschimpft worden. Wo ist er, der freie Milchmarkt, 
mit der unternehmerischen Möglichkeit der Milchbauern ihren Ver-
arbeiter zu wählen und zu wechseln? Stolpert anscheinend gerade 
blind durch Berge und Täler – vielleicht auf der Suche nach kartell-
rechlicher Untersuchung.  cw

Kanadische Bauern für Mengensteuerung
In den USA hat die Regierung Lösungen für ihre Milcherzeuger in 
der Milchkrise angekündigt. In einer Pressemeldung verweist der 
Vorsitzende der kanadischen Bauernorganisation NFU, Jan Slomp, 
darauf, dass die Milcherzeuger in den USA, aber auch in Europa 
oder auch in Neuseeland längst nicht mehr ihre Produktionskosten 
mit dem Milchgeld decken können. „In der selben Situation befan-
den sich auch unsere Milchbauern vor 50 Jahren “, sagt Slomp. 
Darauf hin sei in Kanada das Mengensteuerungssystem eingeführt 
worden, entwickelt von den Bauern und der Regierung. „Statt 
Milch zu exportieren“, sagt Slomp, „würden wir uns freuen, wenn 
wir diese einzigartige und erfolgreiche Milchpolitik exportieren 
könnten.“ Gleichzeitig warnt er davor, dass weitere Exportab-
sichten der Milchkrisenländer nach Kanada nicht den Erzeugern zu 
Gute kommen und der kanadischen Milchwirtschaft schaden 
wird.   bet
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Das geplante Handelsabkommen zwi-
schen der EU und Japan wäre das bis-

lang größte Handelsabkommen für Japan 
und hätte schwerwiegende Folgen für die 
japanische Landwirtschaft“, sagt Shushi 
Okazaki vom Japan Family Farmers 
Movement (Nouminren). Insbesondere der 
Schweine- und Milchmarkt würden davon 
stark betroffen. Das Freihandelsabkom-
men zwischen Japan und der EU (JEFTA) 
steht unmittelbar vor der Tür – und ist nur 
eines von vielen geplanten bilateralen 
Handelsabkommen der EU in den kom-
menden Jahren. Mit JEFTA wollen die EU 
und Japan ein Zeichen gegenüber den 
jüngsten Präsidentschaftswahlen in den 
USA setzen, vermeldet der landwirtschaft-
liche Nachrichtendienst Agra-Facts. In 
einem Treffen am 21. März verständigten 
sich der japanische Premierminister Abe 
und Kommissionspräsident Junker, noch 
bis zum Sommer eine Einigung im Agrar-
bereich erzielen zu wollen. Mit JEFTA 
würde ein gigantisches bilaterales Han-
delsabkommen geboren werden. Die EU 
ist die größte und Japan die viertgrößte 
Wirtschaftsmacht weltweit, bezogen auf 
das Bruttoinlandsprodukt. 

Japan droht Käseschwemme
Die japanischen Bäuerinnen und Bauern 
sind höchst alarmiert und kritisieren dieses 
Abkommen. In einem Hintergrundpapier 
warnt das Japan Family Farmers Move-
ment, dass Japan durch JEFTA noch mehr 
Nahrungsmittel aus der EU importieren 
müsste. Und das Niveau sei jetzt schon 
hoch: Im Jahr 2015 habe Japan 826.000 
Tonnen Schweinefleisch importiert, davon 
allein 35 Prozent aus Europa. Das japa-
nische Hintergrundpapier verweist darauf, 
dass die europäische Agrarindustrie großes 
Interesse am japanischen Markt mit 127 
Millionen Einwohnern hat. Es liegen offi-
ziell noch keine Verhandlungsdokumente 
zum Marktzugang in JEFTA vor. Aber die 
Chefunterhändler schauen während der 
Verhandlungen auf fertige Vertragswerke, 
allen voran die Transpazifische Partner-
schaft (TPP), einer der am weitesten rei-
chenden Handelsverträge der Welt, der 
aber noch nicht ratifiziert ist. Und in TPP 
hat Japan zugesagt, jegliche Zölle für die 
in Japan beliebten Käsesorten Cheddar, 
Gouda und Frischkäse aufzugeben. JEFTA 
soll weit darüber hinausgehen und die EU-
Kommission hat im Interesse der europä-
ischen Milchindustrie schon eingefordert, 
dass Japan für 40 Prozent aller Käsesorten 
die Zölle auf null senken soll. Das würde 
die japanischen Milcherzeuger schwer tref-
fen, analysiert das Japan Familiy Farmers 

Movement. Es gibt auch einen Zusammen-
schluss zwischen japanischen Bauern und 
Verbrauchern, denn der Selbstversor-
gungsgrad mit Lebensmitteln liegt in Japan 
bei nur 39 Prozent. JEFTA würde die Er-
nährungssouveränität in Japan noch stär-
ker untergraben.

Für die europäischen Agrarkonzerne be-
deutet JEFTA ein weiteres Ventil für billige 
Exporte von europäischen Milch- und Flei-
schüberschüssen zu Preisen unterhalb der 
Produktionskosten. Diese unqualifizierte 
Öffnung von Märkten löst eine massive 
Preisspirale nach unten aus, sowohl durch 
die agrarpolitisch gewollte Exportorientie-
rung als auch verschärft durch die geplanten 
Handelsabkommen, die künftig eine Markt-
öffnung in Europa durchsetzen sollen. Mit 
CETA muss die EU größere Mengen an 
Rind- und Schweinefleisch aus Kanada ab-
nehmen. Schweinefleisch wird in Kanada 
zum Teil 60 Prozent billiger erzeugt als in 
Europa. Es finden intensive Handelsge-
spräche mit den Mercosur-Ländern statt, 
darunter Brasilien und Argentinien, die eine 
Öffnung der europäischen Märkte für süd
amerikanisches Rindfleisch vorsehen sollen. 
Noch in diesem Jahr beginnen die Handels-
gespräche mit Neuseeland und Australien, 
die Milchprodukte nach Europa exportieren 
wollen. Solche neuen Handelsabkommen 
sollen mit den undemokratischen und viel 
kritisierten Instrumenten wie Investoren-
Schiedsgericht und Regulatorische Koopera-
tion ausgestattet werden. Damit können 
Konzerne leichter ihre Interessen an der Po-
litik und an der Bevölkerung vorbei durch-
setzen. Wichtige Verhandlungsdokumente 
sind nach wie vor für die meisten Politiker 
und für die Öffentlichkeit nicht oder nur mit 
großen Barrieren zugänglich.

Auf der Liste geplanter europäischer 
Handelsabkommen stehen viele Länder. 
Die europäische Landwirtschaft würde da-
bei auf Ebene der Bauernhöfe Federn las-
sen. Die kritische Auseinandersetzung um 
die europäische Handelsagenda geht mit 
Volldampf weiter, auch wenn TTIP derzeit 
auf Eis liegt, was ein Erfolg der deutschen 
und transatlantischen Bewegung gegen 
TTIP und Abkommen dieser Art ist. Nun 
gilt es, diese Arbeit fortzuführen. Dafür 
wird Ende April ein neues „Netzwerk ge-
rechter Welthandel“ gegründet, in der sich 
die TTIP-kritische Bewegung (siehe Text 
oben links) zwecks weiterer Informations-
arbeit und Widerstand organisiert sowie 
zukunftsfähige politische Forderungen er-
arbeitet.�

Berit Thomsen,
Internationale Agrarpolitik

Weitere Infos: www.nouminren.ne.jp/en/

„Trump kam erst spät zur Party“
Ende März fand in Kassel die zweite große Strategie- und Aktionskonfe-
renz des Bündnisses TTIP unfairhandelbar statt. Aus dem Bundesgebiet 
haben 150 ehren- und hauptamtliche Streiter für eine andere europä-
ische Handelspolitik an diesem zweitägigen Vernetzungstreffen teilge-
nommen. Dass TTIP auf Eis liege und das transpazifische Handelsabkom-
men TPP in den USA nicht ratifiziert wurde, sei ein Erfolg der internatio-
nalen Zivilgesellschaft, sagte Melinda St Louis von Public Citizen, USA, 
und fügte hinzu: „Trump kam erst spät zur Party.“ Zum Ausblick sagte 
Georg Janßen, Bundesgeschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft bäuer-
liche Landwirtschaft (AbL): „Die Anti-Atombewegung wurde 2006 für 
tot erklärt. Aber wir leben immer noch.“ Damit schlug Janßen den 
Bogen zur handelspolitischen Bewegung, auf die es gerade jetzt 
ankomme. „Wir dürfen nicht auf die neue Bundesregierung setzen, 
sondern auf unsere Bewegung“, sagte Janßen. Auch außerhalb des 
Handelsbündnisses bewege sich viel, etwa die jährliche Großdemo des 
Bündnisses „Meine Landwirtschaft“, die Aktion des niedersächsischen 
Agrarbündnisses zur Agrarministerkonferenz im März oder die Bewe-
gung gegen Patente. Auf der Konferenz wurde angekündigt, dass noch 
im April das Bündnis TTIP unfairhandelbar und der Trägerkreis der 
Demonstrationen „CETA und TTIP stoppen! Für einen gerechten Welt-
handel!“ in dem neuen „Netzwerk gerechter Welthandel“ die Kräfte 
der Bewegung bündeln wollen. Der Widerstand geht weiter und 
gemeinsame Alternativen sollen entwickelt werden.  bet

Pro-Gentechnik-Doppelstrategie
Das Bundesforschungsministerium startet eine Förderinitiative für 
neue Züchtungstechniken unter dem Motto „Nutzpflanzen der 
Zukunft“. Das Geld soll nach Angaben des Ressorts von Forschungs-
ministerin Johanna Wanka (CDU) vor allem für Methoden wie das 
CRISPR/Cas-Verfahren fließen, die unter den Sammelbegriff 
„Genome Editing“ (deutsch: Erbgut-Bearbeitung) fallen. Ziel seien 
verbesserte Nutzpflanzen, „die auch unter schwierigen Standortbe-
dingungen zuverlässig Erträge liefern oder über optimierte Inhalts-
stoffe verfügen“. Bisher sind die Verfahren auf EU Ebene nicht ein-
deutig als gentechnische Verfahren eingestuft; darüber wird juris
tisch und wissenschaftlich gestritten – begleitet von handfesten wirt-
schaftlichen Interessen. Gentechnikkritiker betonen, dass mit den 
Eingriffen auf molekularer Ebene in die DNA oder die Genregulation 
tiefgreifende Veränderungen des Erbgutes möglich werden. Deshalb 
müssten unbedingt die EU-Gentechnik-Regulierungen gelten und die 
Verfahren einer umfassenden Risikoanalyse und -bewertung unter-
werfen. "Während im Bundeslandwirtschaftsministerium zum schein-
baren Dialog über die neuen Gentechniken eingeladen wird, öffnet 
am selben Tag das Bundesforschungsministerium  die Kasse und 
wirft schon mal 6 Millionen Euro Förderungsgelder raus ohne dem 
Vorsorgeprinzip Rechnung zu tragen. Die Pro-Gentechnik-Doppel-
strategie der Bundesregierung ist offensichtlich," so Annemarie 
Volling, AbL-Gentechnikreferentin.  cw

Gemeinsam streiten für eine andere europäische Handelspolitik � Foto: Hiksch

Japanische Bauernproteste
Neue Handelsabkommen schaden Landwirtschaft
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Betriebsspiegel:
25 ha Grünland, davon 5 ha Streuobst-
wiese
22 ha Acker mit Luzernegras, Mais, Kar-
toffeln, Dinkel, Winterroggen, Kleegras, 
Wintergerste
4 ha Wald
30 Milchkühe, Fleckvieh
40 Jungtiere für Mast und Nachzucht
10 Hühner
4-6 Schweine pro Jahr
Biobetrieb seit 1986, Neuland Fleisch, 
Hofladen

Betriebsspiegel:
Mein Wünsch-Dir-was-Hof:
Gemeinschaft mit Hof,
Arbeiten gleichberechtigt im Team,
Solidarische Landwirtschaft,
30 bis 50 Milchschafe,
Ackerbau und extensives Grünland,
Gemüsebau, Backstube, Tourismus,
im Süden und nah an einem Gewässer

Wie hart Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern weltweit für ihre 

Existenz kämpfen müssen, weil sie 
wirtschaftlich unter Druck stehen oder 
weil sie Gewalt ausgesetzt sind, das 
wurde mir zuletzt auf dem Global 
Peasants’ Rights Congress in Schwä-
bisch Hall wieder ins Bewusstsein geru-
fen. Es ist so wichtig, das Verstehen 
von Politik nicht anderen zu überlassen 
und sich einzumischen. Wenn wir den 
Vorschlag des Weltagrarberichts in die 
Tat umsetzen wollen – mehr kleinbäu-
erliche Landwirtschaft, weil in der 
Vielfalt die höchste Produktivität steckt Bäuerliches Selbstverständnis

und das größte Potential, auf Krisen zu 
reagieren – dann brauchen wir eine an-
dere Agrarpolitik und viel mehr Men-
schen, die wieder eine Perspektive darin 
sehen, in die Landwirtschaft einzustei-
gen. 

Genau wie einige meiner Bekannten 
und Freunde beschäftigt mich, wie 
mein Platz in der Landwirtschaft ausse-
hen könnte, und dabei merke ich, dass 
ich mir neben einem politischen Um-
steuern auch eine kritische Auseinan-
dersetzung mit dem bäuerlichen Selbst-
verständnis wünsche. Ich glaube, es 
bedarf da einer Veränderung, wenn 
praktische Landwirtschaft für viel mehr 
junge Menschen wieder attraktiv wer-
den soll, als es im Moment der Fall ist. 
Meine Frage ist, ob bäuerliche Land-
wirtschaft ein Beruf für Idealist*innen 
bleiben soll. Für mich steht fest, dass 
ich nur in die Landwirtschaft gehen 

kann, wenn es mir auf lange Sicht gut 
tut. In meiner Zeit als Betriebshelferin 
habe ich Bäuerinnen und Bauern gese-
hen, die sich in der Landwirtschaft ka-
puttgearbeitet haben. Gelinde gesagt 
hat es mich sprachlos gemacht, das zu 
sehen. Was sind sie sich selbst wert? Ich 
verstehe nicht, wie die Parole lauten 
kann: Durchhalten, damit die Höfe be-
wahrt werden. Es gibt Glaubenssätze in 
der bäuerlichen Gesellschaft, die sich 
für mich ziemlich fremd anfühlen. Wa-
rum soll es normal sein, 60 bis 80 Stun-
den pro Woche zu arbeiten? Weil man 
sonst als faul gilt? Weil man sonst kein 
echter Bauer oder keine echte Bäuerin 
ist? Warum soll es normal sein, Men-
schen gerade einmal für den Mindest-
lohn (wenn überhaupt) zu beschäfti-
gen, was in die sichere Altersarmut 
führt? Für mich ist das ein Zustand, der 
abgeschafft gehört! Er vermittelt ein 

katastrophales Bild von der landwirt-
schaftlichen Tätigkeit. Und warum soll 
es normal sein, den ganzen Tag auf 
dem Feld oder im Stall arbeiten zu wol-
len? Es sollte für alle Hofmitarbeiter 
möglich sein, in vielfältiger Weise ge-
fordert zu sein, z. B. an Planungen, Ent-
scheidungen oder Teamentwicklung 
beteiligt zu sein, einfach mal andere 
graue Zellen zu nutzen als beim Un-
krautjäten oder Melken. Ich finde es 
erstrebenswert, das Leben neben der 
Landwirtschaft zu genießen, wie auch 
immer man das für sich definiert. Am 
kulturellen, politischen und gesell-
schaftlichen Leben teilzunehmen, mal 
wegfahren zu können, auch mal nur 30 
Stunden in der Woche zu arbeiten und 
das möglichst gleichberechtigt im 
Team, Zeit für Familie und für Freunde 
zu haben und die Gesundheit im Blick 
zu behalten. Das Bedürfnis nach Frei-
heit und Leichtigkeit kann für mich 
nicht hoch genug bewertet werden. 
Gerne würde ich den Appell an die 
bäuerliche Gesellschaft richten: Ver-
sucht, den gesellschaftlichen Fortschritt 
in den sich verändernden Vorstellungen 
vom „guten Leben” bei Menschen mei-
ner Generation zu sehen. Ich wünsche 
mir auch, dass neue Vorstellungen von 
(Zusammen-)Arbeiten und Leben in 
der Landwirtschaft offener diskutiert 
und die Chancen für die Zukunft der 
Landwirtschaft gesehen werden.

Rebecca Simon,
Kirchberg/Jagst

Anneliese, Telefon für dich!“, holt 
mich meine Schwiegertochter in spe 

vom Herd weg.
Christine Weißenberg von der Bau-

ernstimme meldet sich am anderen 
Ende: „Du hast dich doch beim Jubilä-
umsfest der Bauernstimme auf Josef 
Jacobis Hof auch an der Diskussions-
runde ‚Junges Gemüse trifft alte Hasen’ 
von der jungen AbL beteiligt, bei der es 
um Vorstellungen zur Hofübergabe 
ging. Könntest du nicht einmal etwas 
zu eurer Übergabe schreiben?“ Oh je, 
da habe ich mich wohl wieder etwas zu 
weit aus dem Fenster gelehnt.

Es ist ja sicher richtig, dass nicht 
überall die Hofübergabe problemlos 
vonstatten geht, aber die relativ nega-
tive Stimmung der alten Hasen mit 
vielen Bedenken war mir in Josefs 
Scheune doch etwas zu viel. Sicher 
kann man sich gegenseitig das Leben 
schwer machen mit Alltäglichkeiten: 
„Du hast dies nicht getan, jenes nicht 
gelassen, was wir immer schon so ge-
macht haben“ – und dabei das eigent-
liche Ziel, nämlich den Hof zu erhal-
ten und weiterzuentwickeln, aus den 
Augen verlieren.

Was uns sicher sehr geholfen hat, 
war das erklärte Ziel aller Beteiligten, 
von uns Übergebern, dem weichenden 
Erben und auch den Übernehmern, den 
Hof zu erhalten und weiterzuführen.

Ebenso wichtig ist es, sich die Zeit 
zu nehmen und immer wieder mitei-
nander zu reden und Probleme, die auf-
tauchen, offen und ehrlich nicht nur 
zwischen Tür und Angel zu besprechen 

Zur Hofübergabe
– nicht nur betriebliche Probleme, son-
dern auch menschliche. Das kostet si-
cher manchmal erhebliche Überwin-
dung. Es ist auch nicht ganz einfach, 
zwischenmenschliche Unstimmigkeiten 
oder Verletzlichkeiten anzusprechen 
und auszuräumen, aber es ist für ein 
gutes Zusammenleben essentiell.

Da die Partnerin unseres Sohnes aus 
Paderborn stammt, gab es am Anfang 
allein schon sprachlich bedingt 
manches Missverständnis. Getreu dem 
Motto, wir können alles außer Hoch-
deutsch, sprechen wir unseren see-ale-
mannischen Dialekt, der nicht überall 
sofort verstanden wird. Auch hier war 
und ist es wichtig, miteinander zu re-
den und zu klären. Andererseits ist es 

für uns Altenteiler auch schön, nicht 
mehr für alles und jedes verantwortlich 
zu sein – wenn man weggehen will, al-
les vorbereiten und organisieren zu 
müssen, und wenn man zurückkommt, 
nacharbeiten und schief Gelaufenes 
wieder ins Lot bringen zu müssen.

Es ist für beide Seiten angenehm und 
entlastend, beruhigt weggehen zu kön-
nen mit der Sicherheit, dass daheim 
alles in einigermaßen geregelten Bah-
nen läuft. So profitieren beide Seiten. 

Gerade deshalb möchte ich meine 
Aussage in Josefs Scheune wiederholen 
und bekräftigen: Wenn die alten Hasen 
begreifen, dass sie ihre Höfe nicht mit-
nehmen können, und das junge Ge-
müse versteht, dass man nicht immer 

jedes Rad neu erfinden muss, sondern 
viel Erfahrung umsonst abgreifen kann, 
kann eigentlich eine Hofübergabe nicht 
schief gehen. 

Anneliese Schmeh, Hagenweilerhof,
Überlingen
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Klaus Strüber ist Berater im Netz-
werk Solidarische Landwirtschaft 

(Solawi). Von 2007 bis 2015 hat er den 
Hof Hollergraben in Schleswig-Hol-
stein als siebte Solawi in Deutschland 
mit 60 bis 70 Ernteanteilen für Gemüse 
und Brot betrieben. Mittlerweile wird 
der Hof von drei JunglandwirtInnen 
geführt. Strüber berät Höfe, Gemüse-
gärtnereien und Gruppen von Men-
schen, die diese Wirtschaftsform lokal 
etablieren wollen.

„Mit dem anfangen, was da ist“
Bäuerlicher Berater informiert über erste, wichtige Schritte für Solidarische Landwirtschaft

Was sind sinnvollerweise die ersten 
Schritte für einen Hof auf dem Weg zu 
einer Solawi?
Heute sollte man unbedingt den Kon-
takt zum Arbeitskreis Beratung des 
Netzwerkes Solawi suchen. Bei einem 
ersten, kostenlosen Telefonat geht es 
dann um die Menschen, ihre Vorstel-
lungen und die betrieblichen Gegeben-
heiten. Als nächstes verschafft man sich 
vor Ort zusammen einen genauen Be-
triebsblick, um das Potential des Hofes 
je nach Standort und Situation abzu-
schätzen. Ein paar Zahlen, z. B. vom 
letzten Jahresabschluss, sind da hilf-
reich. Mittlerweile kann ich so inner-
halb von einem halben Tag überschla-
gen, wie eine Solawi vor Ort aussehen 
könnte. Wie viele Menschen versorgt 
werden können, hängt davon ab, wel-
che Erzeugnisse möglich sind – je nach 
Flächenausstattung, Gebäuden, mögli-
cherweise Ställen und eventuell vorhan-
denen Mitarbeitern. Als unverzichtbar 
hat sich mit dem geringsten Flächenver-
brauch Gemüse erwiesen.

Wenn sich die Menschen eines 
Hofes entscheiden, eine Solawi zu 
gründen, dann müssen sie Leute fin-
den und für verbindliche Zusagen zur 
Solawi gewinnen. Dafür sind Info-
veranstaltungen zusammen mit einem 
Netzwerkberater wichtig. Man geht 
miteinander in direkte Kommunika-
tion, es können Fragen gestellt und 
Missverständnisse geklärt werden – 
das ist der Moment, in dem viele das 
nötige Vertrauen in die Idee bekom-
men und sagen: „Jetzt kann es losge-
hen, ich bin dabei.“

Wir als Berater helfen, aus dem, was 
an Möglichkeiten und Vorstellungen 
da ist, die Strukturen der neuen Solawi 
zu entwickeln. Daraus kristallisiert sich 
die passende rechtliche Unternehmens-
form – vom Einzelunternehmer bis hin 
zur eingetragenen Genossenschaft. 

Wie gestaltet sich die Angebotspalette 
bei den Solawis?
Bisher gibt es einen Überhang an Ge-
müse, denn das ist mit wenig Kapital, 
auf kleiner Fläche, mit geringer Mecha-
nisierung und auch ganz ohne Gebäude 
einfach umsetzbar. Weniger vertreten, 
aber sehr gefragt, sind die typisch land-
wirtschaftlichen Produkte: Milch, 
Fleisch, Eier oder Brot. Besondere Hy-
gienebestimmungen erschweren die 
Angebotserweiterung um Verarbei-
tungsprodukte z. B. von Milch. Am 
besten ist es, das Konzept der Solawi 

ganz klein zu erproben. Aus eigener 
Kraft heraus, mit dem, was auf dem 
Hof vorhanden ist, anfangen, neue Pro-
dukte erzeugen, vielleicht Verarbei-
tungsschritte testen – und die Sache 
dann organisch entwickeln. 

Die Leute zahlen Monatsbeiträge, um 
die Produktion von landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen zu ermöglichen, 
von denen sie dann einen Anteil abbe-
kommen. Ist es schwierig zu berech-
nen, wie viel Geld für den Betrieb nö-
tig ist und was ein Anteil für die Mit-
glieder kostet?
Eigentlich gar nicht. Aber für die Land-
wirte stellt das Konzept die sonst üb-
liche Betriebswirtschaft auf den Kopf: 
Die Deckungsbeitragsrechnung geht 
von einem irgendwie am Markt gege-
benen Preis für die Produkte aus und 
rechnet dann zurück, ob sich das bei 
den anfallenden Kosten lohnt. Bei einer 
Solawi wird geschaut, wie viele Men-
schen mit verschiedenen Erzeugnissen 
versorgt werden können – und wie viel 
Geld dafür nötig ist. Bäuerinnen und 
Bauern fällt es sehr schwer, dafür alle 
Kosten inklusive Lohn anzusetzen. Die 
Verbraucher verstehen diese Art der 
Rechnung sofort; ihnen fehlt hingegen 
der Blick für sinnvolle landwirtschaft-
liche Abläufe. Da muss man zusam-
menkommen und klären, was machbar 
ist. Sehr wichtig ist dafür eine genaue 
Budgetplanung und ein transparenter 
Umgang mit den Zahlen. 

Wie verbindlich ist die Verbindung der 
Menschen mit der Solawi? Schließlich 
muss der Hof sich auf diese Wirt-
schaftsform einstellen und eventuell 
einiges umstellen. 
Fast alle Solawis haben eine Mitglied-
schaft von einem Jahr, entsprechend 
einem Wirtschaftsjahr in der Landwirt-
schaft. Eine Fluktuation ist da. Deshalb 
ist es wichtig, den Ausstieg von vornhe-
rein vertraglich zu regeln. Die Haupt-
gründe sind meist, dass Leute wegzie-
hen oder ihren Job verlieren. Da kann 
man als Hof nichts machen. Ebenso 
wenig in den Fällen, wo Leute sagen: 
„Ich schaffe es nicht, die Produkte re-
gelmäßig zu verkochen“ oder: „Die 

Solawi ist eine tolle Sache, aber ich bin 
der einzige in der Familie, der Freude 
daran hat.“ Gedanken über das Kon-
zept der Solawi sollte man sich machen, 
wenn Rückmeldungen kommen, dass 
das Angebot nicht gefällt, die Mengen 
nicht stimmen oder der Weg zu weit ist. 

Ein Hof ist nicht nur Betrieb, sondern 
auch Familienvermögen – wer ent-
scheidet über nötige Investitionen und 
wem gehören Neuanschaffungen von 
z. B. Maschinen, Gewächshaus oder 
Bewässerungstechnik? 
Ein Familienbetrieb kann die Entschei-
dungshoheit über Investitionen behal-
ten. Die meisten werden erleichtert 
sein, damit nichts zu tun zu haben. Was 
die Leute aber interessiert, ist, wie sich 
das auf den Preis der Ernteanteile aus-
wirkt. Da ist eine Modellierung not-
wendig, wie sich die Ausgaben durch 
die Abschreibungen verändern. Und 
wie ist der Umgang, wenn etwas wieder 
verkauft wird – wird es dem Guthaben 
der Solawi zugeschrieben und reinve-
stiert oder ausgezahlt? Das muss offen 
und fair kommuniziert werden – und 
diese Kultur muss sich entwickeln.

Vielen Dank für das Gespräch!� cw

SOLAWI
In der Solidarischen Landwirtschaft, 
kurz Solawi genannt, tragen mehrere 
private Haushalte die Kosten eines 
landwirtschaftlichen Betriebs, wofür 
sie im Gegenzug dessen Ernteertrag 
erhalten. Die Landwirtschaft und 
nicht das einzelne Lebensmittel wird 
finanziert. Durch die Gründung des 
Netzwerks Solidarische Landwirt-
schaft hat sich der Begriff in Deutsch-
land durchgesetzt. Andere Bezeich-
nungen sind Wirtschaftsgemein-
schaft oder das englische Community 
Supported Agriculture (CSA), was 
übersetzt etwa gemeinschaftsgetra-
gene Landwirtschaft bedeutet.
Mehr Informationen und Kontakt 
zum Beratungskreis unter: www.soli-
darische-landwirtschaft.de oder 
direkt bei Klaus Strüber: info@hof-
hollergraben.de, Tel. 04528-764

Unabhängige Bauernstimme: Gibt es 
Voraussetzungen, die ein Hof erfüllen 
muss, damit daraus eine Solawi entste-
hen kann?
Klaus Strüber: Möglich ist alles, aber 
die Beteiligten müssen offen klären, 
was sie wollen. Die Betriebsleiter 
sollten sich im Klaren sein, dass sie in 
einer Solawi deutlich mehr mit Men-
schen zu tun haben werden – mit den 
Mitgliedern der Solawi, mit Mitarbei-
tern, vielleicht über Kooperationen 
mit Verarbeitern oder anderen Betrie-
ben. Andererseits darf auch nicht 
überbewertet werden, was die Men-
schen vom Hof erwarten: Den meisten 
geht es vor allem um das Wissen, wo 
die Produkte herkommen, weil das im 
Laden trotz verschiedenster Siegel 
nicht mehr genau nachvollziehbar ist. 
Darüber hinaus gibt es meist eine 
kleine Kerngruppe an Menschen, die 
mehr wollen, sich einbringen und 
wertvolle Arbeit z. B. in der Koordina-
tion oder für Hoffeste leisten. Teil-
weise übernimmt aus diesem Kreis 
auch jemand die organisatorische und 
kommunikative Schnittstelle zwischen 
den Landwirten und den Solawi-Mit-
gliedern. 

Klaus Strüber � Foto: privat
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Mancherorts ist Gelb jetzt im Früh-
jahr das neue Grün. Allen kri-

tischen und auch landwirtschaftlich-
selbstkritischen gesellschaftlichen Tö-
nen zum Trotz, leuchten die mit Total-
herbiziden – meist Glyphosat – behan-
delten Äcker zahlreich gelb in der 
Frühlingssonne. Chemisch reinen Tisch 
gemacht und hinterher locker bearbei-
tet gibt ein wunderbar krümeliges Saat-
bett, ein Stück weit unabhängig vom 
eigentlich witterungstechnisch optima-
len Bearbeitungszeitraum, warum sollte 
man darauf verzichten? Nur weil „die 
Gesellschaft“ eine neue Sau durchs 
Dorf treibt, kritische Geister aus der 
„NGO-Szene“ unbewiesene Horrorsze-
narien von Krebsgefahren und Gen-
technikkatastrophen aufbauen, um der 
Landwirtschaft immer neue regulato-
rische Fußfesseln anzulegen? Ein zen-
trales Argument der Glyphosatbefür-
worter ist, die Diskussion um Glypho-
sat sei ausschließlich eine politische, 
jenseits fachlicher Expertise. Horst 
Henning Steinmann, Wissenschaftler 
aus Göttingen und kein ausgewiesener 
Glyphosatgegner, schreibt in den DLG-
Mitteilungen, es sei ebenso politisch, 
darauf zu beharren, dass auf Glyphosat 
nicht verzichtet werden könne. Natür-
lich könne man das, man wolle es 
nicht. Eine dazu passende, nicht von 
ihm zitierte Studie hat die vermeintliche 
Herzklientel der Glyphosatanwender, 
die pfluglos wirtschaftenden Boden-
konservierer, dazu befragt. Eine Mehr-
heit von ihnen sagt ebenfalls sehr wohl, 
dass auch ihre Form des Ackerbaus 
ohne Glyphosat funktioniere, mit mehr 
Arbeitsgängen dann eben. Wer hängt 
also am Glyphosat? Sind es am Ende 
gar nicht die leidenschaftlichen Acker-
bauern, die Bodenschoner und Humus-
konservierer, sondern die, die aus rein 

Abschied vom Ackern nach Rezept
Wie die Tierhaltung stößt auch der konventionelle Ackerbau an Grenzen

finanziellen Gründen Arbeitskraft, 
Zeit, Technik und am Know-how spa-
ren wollen und müssen? Jemand Un-
qualifiziertes kann auch irgendwann 
Stoppeln abduschen mit einem Mittel, 
welches billiger als der alternative Ar-
beitsgang des Grubberstrichs ist. Die 
chemische Industrie verdient, weil sie 
Menge absetzt. Die Landwirtschaft ver-
liert, weil so ein konkurrenzlos gün-
stiges System bäuerliche Betriebe ka-
puttmacht. 

Lieblingsspielzeug
Ein Nachbar von Franz-Joachim 
Bienstein hat ihm mal gesagt, guten 
Ackerbau könne er sich nicht leisten, 
ein anderer, dass er von seinen knapp 
4.000 ha nur 600 ha gut machen 
könne, die restlichen 3.000 nur irgend-
wie. Bienstein ist konventioneller 
Ackerbauer in Mecklenburg-Vorpom-
mern und er sagt, dass er seinen Kin-
dern noch erklären können wolle, was 
er mache. Deshalb macht er sich Ge-
danken, nicht nur über Glyphosat. 
„Glyphosat ist so offensichtlich überall 
und es ist das Lieblingsspielzeug der 
Gentechnikindustrie“, sagt auch Jan 
Wittenberg, niedersächsischer Öko-
bauer, der pfluglos wirtschaftet. Und es 
sei so einfach und billig, eben für 
rezeptartigen Ackerbau. Er habe auch 
als konventioneller Berater immer wie-
der Bauern erlebt, die sich das wünsch-
ten, Rezeptvorschläge. „Wir haben ei-
gentlich den tollsten Beruf, aber ich 
will nicht nur mit Chemie rumham-
peln“, so Bienstein. Es gehe dabei eben 
auch nicht nur um Glyphosat. Azole, 
die Pilzerkrankungen bekämpften, 
seien gesundheitlich unter Umständen 
bedenklicher und mit beispielsweise 
einem Verbot von Wachstumsreglern 
ließen sich die Auswüchse eines nur 

noch auf die Ökonomie ausgerichteten 
Ackerbaus wahrscheinlich viel besser 
beschränken. 

Kein „Weiter so”
Ökonomisch optimierter Ackerbau 
kombiniert nur noch die Produktions-
faktoren der finanziell interessanten 
Früchte: Saatgut, Düngung, Pestizide, 
Wasser, auf dem Substrat Boden zum 
Maximaloutput am Erntezeitpunkt. 
Das hat lange funktioniert, gerät aber 
nicht nur beim Thema Glyphosat an 
Grenzen. Sind es dort die gesellschaft-
lichen Einsprüche, so spielen sich im-
mer schneller entwickelnde Resistenzen 
und zunehmende Zurückhaltung bei 
der Politik, wenn es um die Zulassung 
neuer Mittel geht, eine weitere Rolle. 
Die Fachpresse beklagt den Acker-
fuchsschwanz, der nicht nur in England 
kaum noch bekämpft werden kann, zu 
häufige prophylaktische Insektizidan-
wendungen, die nicht nur auf resistente 
Blattläuse, sondern auch auf Getreide-
hähnchen selektieren, Fusarienzunah-
men durch Maismonokulturen und 
Weizen-Mais-Fruchtfolgen, empfind-
liche Kulturpflanzen, „dünnhäutig“ 
durch Stickstoff, durch immer wieder 
frühe Herbstaussaaten, gut genährte 
Schädlinge und Krankheiten. „Neue 
Chemie ist nicht die Lösung“, sagt 
Bienstein, „das wissen inzwischen auch 
die Intensivberater.“ „Wir brauchen 
den Abschied vom System“, folgert 
Wittenberg, „runter mit der Intensität 
auf dem Acker, hin zu mehr Intensität 
im Kopf, für nachhaltigen, naturver-
träglichen Ackerbau, weg vom äußeren 
Wachstum über Pachtpreise, die nie-
mand mehr erwirtschaften kann, gro-
ßer Technik, großen Flächen, einer 
Arbeitswirtschaft, die in der Vier-Wo-
chen-Saison den ganzen Erlös des Jah-

res erwirtschaften muss, mit Menschen, 
die einen Hungerlohn dafür erhalten, 
dass sie das Denken abstellen.“ Witten-
berg sagt, es gebe nicht das eine Rezept, 
es gehe darum, Ideen zu entwickeln, die 
zur individuellen Betriebssituation 
passten. Wichtigstes Merkmal sind na-
türlich wieder weitere Fruchtfolgen. Sie 
entzerren Erntezeiträume durch den 
Wechsel von Sommerungen und Win-
terungen, minimieren Krankheits- und 
Unkrautdruck und streuen das Risiko 
von Ausfällen. Leguminosen mit ihrem 
komplizierten System der Verträglich- 
oder eben Unverträglichkeiten sorgen 
dosiert für immense Verbesserungen. 
Unkräuter, auch Wurzelunkräuter las-
sen sich – eigentlich sieht das auch der 
sogenannte integrierte Pflanzenschutz 
so vor – erfolgreich mechanisch be-
kämpfen, durch waagerechtes Ab-
schneiden, durch Wiederbeachten alter 
Bauernweisheiten, wie das „Ackern zu 
Johanni“, also eine intensive Bodenbe-
arbeitung in der Wachstumsperiode, 
wo es nötig ist. Statt dem letzten noch 
möglichen Doppelzentner hinterherzu-
jagen müsse es, so Wittenberg, das 
Wachstum nach innen geben: bessere 
Vermarktung, Veredelung. Der Meck-
lenburger Bienstein sieht viele Schwie-
rigkeiten in den Strukturen um ihn he-
rum begründet. Man müsse wieder 
Tierhaltung und Ackerbau zusammen-
bringen, Kreisläufe schließen, kleinere, 
weniger schwere Maschinen auf die 
Böden lassen, das reine Diktat der 
kurzfristigen Ökonomie überwinden 
und Qualitätsarbeit leisten, die sich 
auch finanziell rechnet. Leicht gesagt, 
das alles. Aber klar ist doch auch, ein 
„Weiter so wie bisher“ kann und wird 
es nicht geben, weder gesellschaftlich 
noch ökologisch und auch nicht öko-
nomisch. � cs

Landwirtschaftliche Innovationen sind mehr denn je gefragt, 
weil Altbekanntes nicht mehr weiter bringt. Zu groß sind die 
Schwierigkeiten auf dem Acker und im Stall, im Hinblick auf 
Verbraucherwünsche und Umwelt. Innovationen können 
technische Neuheiten sein, müssen aber auch altbekanntes 
wie weite Fruchtfolgen oder Stroh im Stall sein, damit sich 
wirklich etwas verändert. Diskutiert wird derzeit viel, jetzt 
gilt es umzusetzen. Das können die Bauern und Bäuerinnen 
nicht allein, sie brauchen die Unterstützung der Gesellschaft 
– ideell und finanziell.
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Der Tag des Kuratoriums für Technik 
und Bauwesen in der Landwirt-

schaft (KTBL) zur Zukunft der Nutz-
tierhaltung in Berlin Ende März verläuft 
in seiner eigenen Dramaturgie. Aus der 
Politik in Form des landwirtschaftlichen 
Staatssekretärs Peter Bleser (CDU) ist zu 
hören, wie schwierig es doch mit der 
Landwirtschaft gerade sei: Existenzsor-
gen, Verbraucheransprüche. Die Wirt-
schaft, hier in Form von Sven Guericke, 
Vorstandsmitglied des Stalleinrichters 
Big Dutchman AG, machte in schmis-
sigen Powerpointgrafiken schnell klar, 
dass Deutschland mit seinen vielen Auf-
lagen und hohen Arbeitskosten doch 
nur ein ganz kleines Licht in der Welt 
der Tierhaltung sei. Allerdings: Auch 
woanders, zum Beispiel in den USA, be-
ginne eine Debatte um Tierwohl, da 
könne es noch mal zum Standortvorteil 
werden, das bei uns bereits intensiver zu 
thematisieren. McDonalds habe gerade 
den Kastenstandausstieg in der Sauen-
haltung verkündet. Und grundsätzlich 
sei es keine Frage, dass die Intensität 
zurückgefahren werde. 

Später setzt dann Peter Spandau von 
der Landwirtschaftskammer Nord
rhein-Westfalen einen ersten dramatur-
gischen Höhepunkt auf der KTBL-Ta-
gung. Auch er hantiert mit Diagram-
men, die Aussagen sind einfach: Eigent-
lich war alle Mühe der vergangenen 
Jahre ökonomisch betrachtet verge-
bens. Leistungssteigerungen bei Para-
metern wie Milchleistung oder aufge-
zogene Ferkel und Rationalisierungs-
fortschritte durch die immer größeren 
Stalleinheiten wurden aufgefressen 
durch die Kosten und – vor allem – 
durch die schlechten, überhaupt nicht 
mehr den Wert des erzeugten Produkts 
wiedergebenden Preise. Seine Erkennt-
nis: Noch mehr Rationalisierung, noch 
mehr Größenwachstum hat in den letz-
ten Jahrzehnten zu nichts geführt und 
wird auch weiter zu keiner Verbesse-
rung der Situation auf den landwirt-
schaftlichen Betrieben führen. Lange 
Gesichter im Publikum. Das wird nicht 
besser, als es im weiteren Verlauf des 
Programms um Ammoniakimmissio
nen und Nitratkonzentrationen im 
Grundwasser geht. Wie soll es bloß 
weiter gehen mit der Nutztierhaltung?

Ungewöhnliche Ideen
„Die traditionelle Arbeitsweise des 
KTBL besteht darin, offene Fragen mit 
bundesweit anerkannten Experten ab-
zustimmen und zu einem gemeinsamen 

Beschirmte Kühe und fliegende Hühnerställe
Für eine Zukunft der Nutztierhaltung mit der Gesellschaft

Ergebnis zusammenzufassen“, steht im 
Vorwort des Inhaltes vom Abendpro-
gramm. „Im Jahr 2015 begann sich 
abzuzeichnen, dass die Gesellschaft 
vielfältige Prozesse und Arbeitsweisen, 
die die Landwirtschaft unter dem 
Druck der Erzeugerpreise und dem 
Zwang zur Kosteneinsparung entwi-
ckelt hatte, grundsätzlich in Frage 
stellt. Gleichzeitig erwies sich die Bran-
che auf der Suche nach neuen Wegen, 
beispielsweise im Stallbau, als nicht 
besonders einfallsreich.“ Es gehe da-
rum, mit weniger Scheuklappen einen 
Blick auf die Nutztierhaltung zu wer-
fen, befand der frisch gekürte neue Prä-
sident des KTBL, der Kieler Agrarpro-
fessor Eberhard Hartung. Aus dieser 
Haltung erwachsen war ein Wettbe-
werb, in dem das KTBL mit Architek-
turfakultäten in Braunschweig, Kaisers-
lautern, München und Weimar Stall-
baukonzepte für jeweils 150 Kühe, 
1.000 Mastschweine und 6.000 Lege-
hennen von den Studierenden entwi-
ckeln ließ. Obwohl nur wenige Studie-
rende bislang Berührung mit der Land-

Beirats des Bundeslandwirtschaftsmini-
steriums, der vor zwei Jahren die (Wie-
der-)Erzielung gesellschaftlicher Akzep-
tanz für die Nutztierhaltung durch zum 
einen artgerechte Haltungsverfahren 
mit verschiedenen (Außen-)Klimarei-
zen, Funktionsbereichen und mehr 
Platz sowie zum anderen durch mehr 
Transparenz und Offenheit den Ver-
brauchern gegenüber niederschrieb. Es 
ging auch um noch mehr: KTBL-Archi-
tektin Barbara Meyer beklagt in der 
Dokumentationsbroschüre zum Pro-
jekt, dass eine grundlegende Baufor-
schung im landwirtschaftlichen Bereich 
kaum noch vorhanden sei und damit 
Zusammenhänge verloren gegangen 
seien, die ehemals bedeutsam waren. 
Beispielsweise finde darüber, dass 
„diese Gebäude auch Teil einer Kultur-
landschaft sind, keine Auseinanderset-
zung statt. Diese Bauten werden aber 
wahrgenommen und sie zeigen genau 
das, was sie beinhalten: eine Produk-
tion, die darauf ausgelegt ist, auf nied-
rigem Preisniveau vermarktet zu wer-
den. Die mangelnde Wertschätzung 

nalität eine Rolle bei der Prämierung ge-
spielt habe. Dafür waren alle Teilnehmer 
am Wettbewerb vom KTBL zu einem 
Workshop auf eine landwirtschaftliche 
Lehr-und Versuchsanstalt eingeladen 
worden, um Grundlagen in Sachen land-
wirtschaftlicher Tierhaltung vermittelt zu 
bekommen. Was dann am Ende an Wett-
bewerbsbeiträgen eingereicht wurde, war 
ein bunter Blumenstrauß an innovativen 
Konzepten. Auffällig viele sind einfach 
und sehr offen für den Betrachter gehal-
ten. Zufällig drittelten sich die Beiträge 
auf die drei Tierarten, grundsätzlich 
merkte Jurymitglied Gräwe an, dass die 
Kuh- und Schweineställe vielleicht etwas 
gewagter daherkämen als die meisten 
Hühnerställe, die eher entlang der vor-
handenen Konzepte entstanden waren. 

Bei den Kühen ging der erste Preis an 
zwei junge Frauen von der Technischen 
Universität in Braunschweig, die eine Art 
variables Schirmsystem aus Holzele-
menten entwickelt hatten. In den Stützen 
der in unterschiedlichen Winkeln gestell-
ten Schirmelemente transportiert ein au-
tomatisches Futtersystem Futter in Rund-

wirtschaft hatten, war das Interesse an 
dem Projekt groß. Vielleicht weil es ein 
eher wachsendes Interesse der Gesell-
schaft an dem elementaren Thema gibt, 
wie unsere Lebensmittel erzeugt und 
damit auch, wie unsere Nutztiere ge-
halten werden. Und vielleicht auch, 
weil Architekturstudierende umso 
mehr wahrnehmen, dass genau das 
eben heutzutage häufig in ästhetisch 
wenig ansprechenden und dem Ver-
braucher kaum Zugangsmöglichkeiten 
bietenden Zweckbauten geschieht. 
Dem Wettbewerb zu Grunde lagen die 
Empfehlungen des wissenschaftlichen 

lässt sich also unmittelbar an der Ge-
bäudehülle ablesen.“

Innovativer Blumenstrauß
Am Abend der KTBL-Tagung in Berlin 
wurden nun die besten der „Visionen, die 
ein Neuanfang sein sollen“ – so die Ar-
beitsbeschreibung des Wettbewerbs – 
prämiert. Jurymitglied Christina Gräwe 
von der „Kuratorenwerkstatt“ verwies 
darauf, dass neben der artgerechten Hal-
tung, der Transparenz und dem Sichein-
fügen in die Landschaft an einem real 
ausgewählten Standort in der Nähe eines 
Hofes am Ammersee auch die Funktio- Fortsetzung Seite 13 unten

umtröge, beschirmt werden Liege und 
Laufflächen, gemolken wird mit Ro-
botern. Wege erschließen für Bauern und 
Besucher das offene, flexibel erweiterbare 
Freiluftsystem, das von oben fast ein biss-
chen wie eine Installation des Künstlers 
Christo anmutet. Holz, Luft und Licht 
dominieren auch bei den Beiträgen auf 
den weiteren vorderen Plätzen, eine be-
sondere Anerkennung erhielt eine sehr 
minimalistische Konstruktion eines 
Münchner Studenten von überdachten 
Liegeplätzen in einer langen Reihe, die 

Innovative Ideen für Schweine (hier der Gewinnerstall) des KTBL-Wettbewerbs...
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vor allem durch ihre Einfachheit besticht. 
Auch der Gewinnerstall im Schweinebe-
reich, von einem angehenden Archi-
tekten aus Braunschweig, ist aus der 
Luft betrachtet eine Ansammlung 
runder Objekte, die wie in die Land-
schaft gestreut wirken. Sie orientieren 
sich am Konzept des Familienstalls, be-
inhalten also neben den vorgegebenen 
Mastschweinen auch Sauen und Ferkel. 
Innen im Rund befinden sich überdacht 
die Fress- und Liegebereiche, außen he-
rum die eingestreuten, nicht überdach-
ten Ausläufe mit Suhlen und Duschen. 
Die Flachdächer könnten begrünt oder 
zum Gemüseanbau genutzt werden. 

Eine Münchner Studentin hingegen 
entwarf nach dem Vorbild eines klas-

sischen Vierseithofs ein Ensemble für 
die Schweine und deren Verarbeitung 
und Vermarktung, das Einblicke der 
Verbraucher ermöglicht und schon von 
weitem sichtbar die Ausläufe außen he-
rum gruppiert. Sie erhielt dafür eine 
Anerkennung. Ebenfalls eine Münch-
ner Studentin konzipierte den Sieger-
stall im Hühnerbereich, einen langen 
Riegel, im Querschnitt wie ein klas-
sisches Hühnerhaus wirkend, auf Stüt-
zen hochgestellt, um unten drunter ei-
nen überdachten Auslauf zu ermögli-
chen. Auch bei den Hühnern erfuhren 
besondere Ideen eine extra Anerken-
nung: zum einen ein System von 
dreistöckigen Hühnerhäusern für je-
weils 200 Hennen, die über eine Aus-
lauffläche verteilt werden. Des Weite-
ren stach das Konzept von zwei ange-

henden Braunschweiger Architektinnen 
ins Auge, die von einem stationären 
Turm aus per Lastendrohne eiförmige 
Module für jeweils 14 Hennen zu städ-
tischen Kleintierhaltern auf Zeit brin-
gen. Sie beinhalten die komplette Infra-
struktur für Futter, Wasser, Nester und 
ein ausziehbares Zaunelement, um am 
jeweiligen Standort einen Auslauf zu 
bieten. Das System „transportiere die 
Debatte um Tierhaltung im urbanen 
Raum und rücke die Notwendigkeit, 
sich wieder mit den Notwendigkeiten 
der Nahrungsmittelproduktion ausein-
anderzusetzen, in das Bewusstsein“, 
heißt es in der Laudatio. 

Ein Sonderpreis ging an ein Stu-
denten-Duo aus München. Sie hatten 
sich auf die Hofgebäude des am Stand-
ort vorhandenen alten Hofes be-

schränkt. Damit setzen sie ein Statement 
in Sachen Wachstum um jeden Preis und 
Diversifizierung in der Landwirtschaft. 
Denn in den nur wenig veränderten und 
um Ausläufe ergänzten Gebäuden brin-
gen sie Milchkühe mit Jungvieh, Mast-
schweine und Legehennen mit Elterntie-
ren unter. Entsprechend gering ist der 
Tierbesatz. Der abschließende Satz aus 
der Beschreibung dieses besonderen An-
satzes in der Dokumentationsbroschüre 
lässt sich eigentlich auf den ganzen 
Wettbewerb übertragen: „Der Beitrag 
steht wie ein Manifest für die aktuelle 
Diskussion um die Tierhaltung und be-
zieht eine konsequente eigenständige 
Position.“� cs
Die Broschüre zum Projekt „Stall der 
Zukunft“, gibt’s hier: www.ktbl.de/
shop/produktkatalog

Bereits Anfang des Jahres wurde die 
Revision der EU-Greening-Verord-

nung dem Ministerrat und dem Europa-
parlament „überstellt“. Diese hatten nun 
innerhalb der zweimonatigen Ein-
spruchsfrist die Chance ihr Veto einzule-
gen, d. h. die gesamten Rechtsakte voll-
kommen abzulehnen, konnten jedoch 
keine Änderungsvorschläge mehr ein-
bringen. Knackpunkt ist das Verbot von 
Pflanzenschutzmitteln auf ökologischen 
Vorrangflächen (ÖVF), das heißt auch 
auf grobkörnigen Leguminosen wie 
Ackerbohnen, Erbsen oder Sojabohnen. 
Erklärtes Ziel des irischen EU-Agrar-
kommissars Phil Hogan und „seiner“ 
EU-Kommission ist es unter anderem mit 
dieser Maßnahme, die Glaubwürdigkeit 
der Greeningmaßnahmen allgemein zu 

Leguminosen mit oder ohne Pestizide
Wie geht es weiter auf den Greeningflächen?

verbessern. Auch deshalb soll nun auch 
der Gemengeanbau von Leguminosen 
und Gräsern, also Kleegras auf ÖVF zu-
gelassen werden. Der Einsatz von Pflan-
zenschutzmitteln passe nicht zu ÖVF, so 
Hogan, es gehe um die  Umweltambiti-
onen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) . Ab 1. Januar 2018 sollen die 
neuen Regelungen gelten. Auf Zustim-
mung treffen die geplanten Einschrän-
kungen beim Europaabgeordneten Mar-
tin Häusling.Der Einfluss auf die hei-
mische Eiweißproduktion sei gering, er-
klärte der Grünen-Politiker, da der Anteil 
des Anbaus von Körnerleguminosen auf 
ÖVF vergleichsweise niedrig sei,. Dage-
gen kritisierte der CDU-Europaabgeord-
nete Dr. Peter Jahr die vorgesehenen 
Auflagen. Er beklagt, dass dadurch der 

heimische Eiweißanbau entscheidend ge-
schwächt würde. 

Mechanik möglich
Gerade in den vergangenen Jahren war 
eine deutliche Zunahme des Anbaus 
vor allem von Grobleguminosen festzu-
stellen – zugeschrieben wurde dies vor 
allem den eingeführten Greeningaufla-
gen, speziell der Möglichkeit diese auf 
ÖVF anbauen zu können. Wenn der 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf 
Greeningflächen zukünftig verboten 
werden sollte, müssen  konventionell 
wirtschaftende Leguminosenanbauer  
entscheiden, ob sie hoffen, dass eventu-
eller Schädlingsdruck und  Beikrautbe-
satz keine allzu großen Beeinträchti-
gungen mit sich bringt, oder ob sie den 

Leguminosenanbau trotz guter Vor-
fruchtwirkung einstellen. Wer langfri-
stig Leguminosen ohne Pflanzenschutz-
mittel anbauen will, wird sich  inten-
siver mit der mechanischen Unkrautbe-
kämpfung und seiner Fruchtfolge aus-
einandersetzen müssen. Für die vorbe-
reitende – pfluglose – Bodenbearbei-
tung sind neben einem horizontal ab-
schneidenden Grubber eine sehr exakte 
Drilltechnik sowie ein mehrmaliger 
Einsatz von Striegel und Hacke not-
wendig. Über den Einsatz all dieser Ge-
räte möchten wir vom EFN bei unseren 
Feldtagen informieren. 

Anika Berner,
AbL-Projekt Eiweißfutter
aus Niedersachsen (EFN)

Nähere Infos siehe Seite 22

Fortsetzung von Seite 12

Bündnis präsentiert Weidemilchlabel 
Anlässlich des ersten Weideaustriebs 2017 auf dem Hof Han-
ken in der niedersächsischen Wesermarsch hat am Sonntag, 
dem 23. April, ein breites Bündnis verschiedener Organisatio
nen das neue Gütesiegel „Pro Weideland – Deutsche Weide-
charta“ vorgestellt. Niedersachsens Landwirtschaftsminister 
Christian Meyer enthüllte das Label und gab den Startschuss 
für die Vermarktung. Ab Montag, dem 24. April, wird das 
Label erstmals auf Milchprodukten im Handel sein.Träger 
des Labels ist das Grünlandzentrum Niedersachsen/Bremen 
e.V. In Zusammenarbeit mit Landwirtschafts-, Umwelt- und 
Tierschutzverbänden, Wissenschaft und Politik wurden in 
den letzten drei Jahren Kriterien für Weidemilch- und Wei-
demilchprodukte erarbeitet: Die Milchkuh steht an minde-
stens 120 Tage für minimal 6 Stunden auf der Weide; pro 
Milchkuh müssen insgesamt 2000 Quadratmeter Grünland 
vorhanden sein. 1000 Quadratmeter Grünland stehen jeder 
Milchkuh in Hofnähe für die Beweidung zur Verfügung; 
eine ganzjährige Bewegungsfreiheit ist zu gewährleisten; 
die vorzuhaltende Fläche ist als Dauergrünland definiert, die 
Fütterung ist gentechnikfrei. Das Label kennzeichnet die 
entsprechenden Erzeugnisse und soll dazu beitragen, die 
Weidehaltung zu erhalten. Beigetreten sind der Charta auch 
die Länder Bremen und Schleswig-Holstein.    cw...wie auch für Kühe (auch hier der Erstplatzierte)... ...
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„Zukunft für die bäuerliche Tierhaltung”
Seminar von AbL, BN und Landesnetzwerk Bauernhöfe statt Agrarfabriken

Wer weiß noch, woher sein Essen 
stammt, unter welchen Bedin-

gungen es produziert wurde? Besonders 
in den Fokus der gesellschaftlichen Kri-
tik gerutscht sind seit einiger Zeit die 
Bedingungen, unter denen in Deutsch-
land Tiere gehalten werden. Das 2014 
in Bayern gegründete Netzwerk Bau-
ernhöfe statt Agrarfabriken hat sich zur 
Aufgabe gemacht, neue Mastanlagen 
und Milchviehställe oberhalb der 
Schwelle der Umweltverträglichkeits-
prüfung zu verhindern. Doch die Men-
schen im Netzwerk möchten nicht nur 
kritisieren, sondern auch Alternativen 
aufzeigen und voranbringen. Zu die-
sem Zweck hat der Bund Umwelt und 
Naturschutz, unterstützt von der Ar-
beitsgemeinschaft bäuerliche Landwirt-
schaft und dem Landesnetzwerk Bau-
ernhöfe statt Agrarfabriken, zu einer 
Informations- und Diskussionsveran-
staltung ins Kolpinghaus in München 
eingeladen.

Was ist Massentierhaltung?
Dieser Begriff wird immer wieder ver-
wendet und nur selten definiert. Das 
Landesnetzwerk Bauernhöfe statt 
Agrarfabriken orientiert sich in seiner 
Grenzsetzung an den Vorgaben des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes:  
30.000 Mastgeflügelplätze, 1.500 
Mastschweine, 15.000 Legehennen, 
560 Zuchtsauen oder 600 Rinder. Ne-
ben einer klaren Abgrenzung zu Stäl-
len, die das Bündnis ablehnt, wird auf 

dem Seminar aber vor allem deutlich, 
wohin man will.

München artgerecht 
Auf eine ganze Reihe von Erfolgen 
kann die Initiative Artgerechtes Mün-
chen verweisen. Das breit in der Gesell-
schaft verankerte Projekt versucht seit 
mehreren Jahren, die Kantinen der öf-
fentlichen Institutionen auf den Bezug 
artgerecht produzierten Fleisches mit 
regionalen Herkünften umzustellen.  
Im Oktober 2016 beschloss der Stadt-
rat bei städtischen Empfängen nur 
noch Produkte aus artgerechter Tier-
haltung zu verwenden. In Schulen und 
städtischen Institutionen starteten Pi-
lotprojekte. Im Fokus von Artgerecht 
München ist jetzt das Wirtschaftsrefe-
rat, dass aufgefordert ist einen enga-
gierten Vorschlag für die Münchner 
Großveranstaltungen machen, berich-
tet Stephanie Weigelt. Viele zehntau-
send Münchnerinnen und Münchner, 
die mehr wollen, stehen hinter der Ini-
tiative. Als zusätzliche Überzeugungs-
hilfen hat Artgerecht München inzwi-
schen auch wissenschaftliche Studien 
erstellen lassen, die belegen, dass die 
Mehrkosten in Kantinen unter zehn 
Prozent liegen. Deutliche Einsparungen 
wären auch im Bereich der Wasserrein-
haltung zu erreichen. 

Gute Preise
Dass sich eine tiergerechte Haltung 
auch für den Landwirt lohnt, das zeigte 

der stellvertretende Vorsitzende der 
Neuland-Erzeugergemeinschaft Süd 
(EZO Süd), Hans Möhrle. Derzeit hat 
die EZO ca. 35 Mitglieder, die auf der 
Grundlage der Neuland-Kriterien, der 
Premiumstufe des Labels des deutschen 
Tierschutzbundes oder nach ökolo-
gischen Kriterien produzieren. Neben 
einem guten Netzwerk mit „besten 
Marktkenntnissen“ bietet die EZO 
auch eine intensive Beratung und Be-
treuung bei der Umstellung, z. B. der 
Haltung von Langschwanzschweinen. 
Wer mitmachen will, muss das ganz 
oder gar nicht tun. Teilumstellungen 
sind ausgeschlossen. Stroh im Liegebe-
reich und eine Kastration unter Betäu-
bung gehören ebenso zum Konzept wie 
feste Bestandsobergrenzen, ein gegen-
über gesetzlichen Vorgaben circa dop-
peltes Platzangebot und gentechnikfreie 
Fütterung. Dafür winken den Mit-
gliedsbetrieben feste Abnahmebedin-
gungen. Aktuell vor allem mit EDEKA, 
die eine Abnahme des unter der Marke 
Hofglück vertriebenen Fleisches bis 
2025 zugesagt hat. Neben einem 
Grundpreis von 2,15 Euro/kg gibt es 
mindestens einen Aufschlag von 0,40 
Euro /kg auf den üblichen Marktpreis. 
Diese gesicherte Abnahme zum defi-
nierten Preis ist natürlich der große 
Gewinn für die teilnehmenden Betriebe. 
Aber auch die Mehrkosten durch die 
Kastration unter Betäubung, den Stroh-
bedarf, höhere Ferkelkosten (ca. 80 
Euro) und vor allem den gestiegenen 

Betreuungsbedarf zeigte Hans Möhrle 
auf. Die höheren Stallbaukosten wer-
den zumindest zum Teil durch die bis 
zu 40-prozentige Förderung für beson-
ders artgerechte Tierhaltung aufgefan-
gen.

Schweine im Stroh 
Wie Schweine im Strohstall aussehen, 
das zeigte der Vorsitzende der EZO, 
Karl Oesterle, anhand vieler Bilder bei 
der Vorstellung zweier Betriebe. Nach-
drücklich sprach sich auch Josef       
Schmid, Vorsitzender der Arbeitsge-
meinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
in Bayern, für eine Abkehr von immer 
größeren Ställen, Futterzukauf und der 
Ausrichtung an Exportmärkten aus. 
Vielmehr, so Schmid, müsste eine ge-
sellschaftlich akzeptierte Tierhaltung in 
regionalen Kreisläufen geschaffen wer-
den. Eine bäuerliche Landwirtschaft, 
die Allianzen mit vielen Teilen der Ge-
sellschaft bildet, sei der beste Weg um 
zu einer naturverträglichen, regional 
verankerten Lebensmittelproduktion 
zu kommen.

Der Blick nach Norden
Aus Niedersachsen war Thomas 
Dosch, Abteilungsleiter „Landwirt-
schaft, Agrarpolitik, Agrarumweltpoli-
tik“ im Landwirtschaftsministerium 
Niedersachsen, gekommen, um den 
Tierschutzplan Niedersachsens vorzu-
stellen.

In der abschließenden Podiumsdis-
kussion, zu der sich leider kein Vertre-
ter der CSU eingefunden hatte, zeigten 
sich Rosi Steinberger von den Grünen 
und Herbert Woerlein von der SPD 
entschlossen, weiterhin für mehr Tier-
schutz und die Unterstützung kleinerer 
bäuerlicher Betriebe in Bayern einzutre-
ten. Leopold Herz von den Freien 
Wählern plädierte für bessere kartell-
rechtliche Möglichkeiten, um Erzeuger 
gegenüber der Handelsmacht der Le-
bensmittelkonzerne besser zu stellen.

Auch vor dem Hintergrund der Er-
fahrungen von Artgerechtes München 
wurde deutlich, dass es nicht genügt zu 
hoffen, die Politik würde von sich aus 
die Rahmenbedingungen ändern. Das 
Seminar zeigt, wie wichtig gesellschaft-
liche Bündnisse, das Engagement von 
Pionieren und Vordenkern sowie die 
Zusammenarbeit von Umweltverbän-
den mit z. B. der AbL Bayern sind, 
wenn bäuerliche Strukturen mit ihrer 
artgerechten Haltung auch in Zukunft 
erhalten werden sollen. � mn...und abgehobene eiflei-Module, die mit Drohnen in Hühnerhalter-Gärten geflogen werden, finden sich in der Broschüre zum Projekt.�  Fotos: KTBL



 05-2017	�  NACHBAU 15

Vor zwei Jahren standen sie in England 
auf einem Rapsacker und diskutierten 

mit dem einzigen unabhängigen britischen 
Rapszüchter Mike Pickford. Jetzt blüht 
schon zum zweiten Mal seine Rapssorte 
„Advance“ auf Äckern von Mitgliedern der 
Interessengemeinschaft gegen die Nachbau-
gebühren und Nachbaugesetze (IGN). Auf 
dem Jahrestreffen der europäischen Aufbe-
reiterorganisationen, die sich ebenfalls gegen 
Nachbaugebühren wehren, seien sie damals 
ins Gespräch gekommen, erinnert sich 
Franz-Josef Dohle, Ackerbauer und Milch-
viehhalter aus dem Sauerland. „Er sagte uns 
damals, wir könnten Advance ohne Nach-
baugebühren nutzen.“ Pickford habe ein 
Interesse daran gehabt, seine Sorte, die er 
ohne einen großen Firmenapparat dahinter 
gezüchtet hatte, auf den Markt zu bringen, 
ergänzt der rheinische Ackerbauer Gerhard 
Portz, der damals auch dabei war. Außer-
dem habe der Züchter betont, dass seine 
Kosten sich eben sehr wohl auch durch die 
einmaligen Lizenzgebühren beim Verkauf 
von Saatgut abgelten ließen. Hier spiele seine 
Eigenständigkeit eine Rolle, die ihn eine 
Sorte günstiger entwickeln lassen könne als 
große Züchterfirmen. Auch dass Pickford 
mit Advance bewusst eine Liniensorte und 
keine Hybride zur Verfügung stellte, ließ 
Bauern und Züchter sich auf einer Wellen-
länge wiederfinden. „Auf dem Markt gibt es 
ansonsten fast nur noch Hybriden“, so 
Dohle, dabei brauche es für Hybriden doch 
auch gute Liniensorten, warum gebe es also 
nicht auch davon neue auf dem Markt, fragt 
er rhetorisch. Dass Züchter durch Hybriden 
dem leidigen Thema Nachbaugebühren ele-
gant aus dem Weg gehen können, wird si-
cher inzwischen nicht mehr nur eine Neben-
rolle bei Züchtungsentscheidungen spielen. 

Gute Ergebnisse
Dohle und Portz entschieden sich dafür, 
Advance auszuprobieren. Am schwierigsten 
gestalteten sich noch logistische Fragen, die, 
so fürchtet Portz, in Zukunft durch den 
Brexit nicht einfacher werden. Bei den Bau-
ern und Bäuerinnen in ihrer Umgebung sei 
mehr Interesse da gewesen, als sie Saatgut 
bekommen konnten, auch im vergangenen 
Herbst gingen Interessenten leer aus. Bei 
Dohle wächst dieses Jahr erstmals nachge-
bauter wie auch neu gekaufter Raps der 
Sorte. Er ist gespannt, ob es Unterschiede 
gibt. Mit den Ergebnissen des ersten Jahres 
sind die beiden Bauern sehr zufrieden. Ob-
wohl es ein nasses und damit schlechtes 
Rapsjahr gewesen sei, sagt Portz, habe er 
ohne viel Aufwand über 30 Doppelzentner 
geerntet, Dohle über 50 Doppelzentner. 
Auch der Ölgehalt stehe etablierten Sorten 

Raps von jenseits des Kanals
IGN-Bauern bauen Liniensorte aus England an

in nichts nach. Befürchtungen hatte Dohle 
in der Frage der Winterhärte, da es in der 
Züchterregion in Südengland mildere Win-
ter gebe als zumindest im Sauerland. Ein 
echter Belastungstest waren da die zwei zu-
rückliegenden Winter noch nicht, diese 
hatte der Raps allerdings sehr gut gemei-
stert. Advance ist eine frühe Sorte und hilft 
damit Erntespitzen zu entzerren. Alles in 

allem sind die IG-Nachbau-Bauern zufrie-
den mit den ackerbaulichen Erfahrungen 
und freuen sich darüber, einen unabhängi-
gen Züchter zu unterstützen und gleich-
wohl frei nachbauen zu können. Es braucht 
allerdings langfristig den Aufbau einer bes-
seren Beschaffungs- und Vermarktungslo-
gistik für das Saatgut, darin sind sich beide 
einig. � cs

Monokultur in der Chemieszene
„Für Bäuerinnen und Bauern bedeutet der Zusammenschluss von Bayer und Monsanto – 
ebenso wie ChemChina-Syngenta und Dow-DuPont - eine verringerte Auswahl an Saatgut 
und Pestiziden, höhere Preise, weniger Innovation auf den Märkten und größere Abhängig-
keiten“, das schrieb die AbL ans Bundeskartellamt. Zum Einen im Hinblick auf die geplante 
Fusion von Bayer und Monsanto, aber auch im Hinblick auf die beiden bereits weitgehend 
laufenden Zusammenschlüsse zwischen den anderen großen Playern ChemChina und Syn-
genta sowie Dow und DuPont. Der Präsident des Bundeskartellamts antwortete, dass er nicht 
zuständig sei, da es sich um eine multilaterale Fusion handele und zudem bestimmte Umsatz-
schwellen überschritten werden, so dass die EU-Kommission in der Sachen entscheiden 
müsse. Man begleite als Bundeskartellamt lediglich. Oxfamexpertin Marita Wiggerthale 
schreibt in einem Kommentar anlässlich der Hauptversammlung der Bayeraktionärsversamm-
lung am 28. 4.: „Falls die Kartellbehörden der Fusion zustimmen, entsteht der größte Saat-
gut- und Pestizidhersteller der Welt. Baysanto würde 30,1 Prozent des kommerziellen Saat-
gutmarktes und 24,6 Prozent des Pestizidmarktes kontrollieren. Es ist aber nicht die einzige 
Fusion im Saatgut- und Pestizidbereich: ChemChina will Syngenta und DuPont will Dow 
übernehmen. Zusammen könnten die „Big Three“ 60 Prozent des kommerziellen Saatgut 
und 70 Prozent der Pestizide kontrollieren.“ Aus Bauernsicht ist der derzeitige Konzentratio
nsprozess nicht nur aus wettbewerbsrechtlichen Gründen für den Saatgut- und Pestizidbe-
reich zu kritisieren sondern auch, weil dadurch die Digitalisierung bzw. die auch dort stattfin-
denden Konzentrations- und Monopolisierungsprozesse vorangetrieben werden. Zudem ist 
die Frage zu stellen, so die AbL in ihrem Brief ans Bundeskartellamt, was denn eigentlich 
Innovation im Ackerbau ist. „Für einen nachhaltigen, umweltfreundlichen und gesellschaft-
lich akzeptierten Ackerbau sind 3-4 Hauptkulturen (Weizen, Raps, Mais), eingeengt auf 
wenige Eigenschaften und Ausgangslinien das Gegenteil von Innovation!“  cs

Auch der Raps aus England hat schon geblüht... � Foto: Redisu/pixelio

Open-          
Source-Saatgut
Open-Source-Saatgut als 
Ausweg aus immer restrik-
tiverer Lizenzsierung und 
Patentierung von landwirt-
schaftlichen Nutzpflanzen 
wird immer stärker in der 
Öffentlichkeit diskutiert. 
Nun stellte ein Bündnis aus 
Vertretern gesellschafli-
cher Organisationen, Wis-
senschaftlern und Juristen 
eine erste Tomatensorte 
vor. Die Idee ist, die neu 
gezüchtete Sorte mit ihren 
genetischen Informationen 
öffentlich zu machen. Ist 
alles in einer öffentlichen 
Datenbank nachlesbar, 
kann es nicht mehr von 
anderen patentiert wer-
den. Die Daten sind für 
Weiterzüchtungen nutzbar 
mit der Verpflichtung, 
auch dann wiederum die 
Produkte nicht patentieren 
zu lassen. Allerdings lassen 
Open-Source-Lizenzen 
Nutzungsvereinbarungen 
zu, so wie z. B. im Soft-
ware-Sektor. Im Idealfall 
wird Saatgut zum Allge-
meingut und nicht länger 
nur Privatbesitz einzelner 
Konzerne.   cs
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Zwei Wochen lang reiste ich als Teil-
nehmer der Studienreise „Zwischen 

Bioanbau und Gentechnik“ 2016 durch 
Südbrasilien, um die Landwirtschaft im 
Bundesstaat Paraná kennen zu lernen. 
Schnell zeigte sich, dass es nicht nur um 
dortige Anbaumethoden ging, sondern 
auch um die Frage der Landverteilung. 
In Paraná, das topographisch eher hü-
gelig ist und in dem für brasilianische 
Maßstäbe kleine und mittlere landwirt-
schaftliche Betriebe überwiegen, ist die 
Größe und Weite Brasiliens nur zu er-
ahnen. Die Unterschiede in den Be-
triebsgrößen sind immens. So kann 
Großgrundbesitz mehrere tausende bis 
zu 100.000 Hektar umfassen, während 
wir im Gegensatz dazu auch Kleinbau-
ern mit Betrieben um die 15 Hektar 
kennen lernten. Nach geltender Defini-
tion ist in Paraná Kleinbauer, wer einen 
Betrieb unter 72 Hektar bewirtschaftet.

Die Größe der Betriebe, vor allem 
großer Betriebe, ist nicht alleinig histo-
risch bedingt, sondern kann  auf der 
Urbarmachung weiterer Flächen oder in 
manchen Fällen auch auf Vertreibung 
beruhen. Eine der bedeutendsten Orga-
nisationen Brasiliens ist die Landlosen-
bewegung Movimento dos Trabalhado-
res Rurais Sem Terra (MST), die für eine 
gerechte Landverteilung in Brasilien 
eintritt. Weitgehend unbekannt in 
Deutschland, ist die MST in Brasilien 
nach eigenen Angaben die größte zivil-
gesellschaftliche Kraft des Landes. Die 
Bewegung fokussiert sich im Kern auf 
die Organisation von Landbesetzungen, 
mit dem Ziel, die Umverteilung illegalen 
angeeigneten oder unproduktiven Lands 
an Landlose zu erreichen. Im brasilia-
nischen Recht ist nämlich die Möglich-
keit verankert, illegal erworbenes Land 
im Rahmen einer Agrarreform wieder 
an landlose Menschen verteilen zu kön-
nen. Dasselbe gilt für Flächen, die un-
produktiv genutzt werden, oder Land, 
das zur Zwangsversteigerung durch den 
Staat aussteht. Diese bestehenden recht-
lichen Grundlagen würden, so die MST, 
von staatlicher Seite nur unzureichend 
umgesetzt.

Insbesondere Landarbeiter und Erben 
von Kleinbauern, deren Höfe bei Auftei-
lung der Fläche auf alle Kinder zu klein 
werden, finden in den ländlichen Regi-
onen keine oder nur schlecht bezahlte 
Arbeit.  Die Möglichkeit, wenige Hektar 
eigenes Land zu bewirtschaften, kann für 
diese Menschen die Lebensgrundlage ih-
rer Familien verbessern, absichern und 
verhindern, dass sie in die Slums der 

Kampf um's Land und zivile Kräfte
Eindrücke aus Brasilien

Großstädte abwandern müssen. Bevor 
Land besetzt werden kann, muss recher-
chiert werden, wo Land ist, das die Vo-
raussetzungen der Agrarreform erfüllt. 
Die MST unterstützt landlose Menschen 
bei der Vorplanung und der Organisa-
tion der Anfangszeit einer Besetzung so-
wie bei der juristischen Vertretung. Vor 
allem in der derzeitigen politischen Situ-
ation ist die Arbeit der MST konfliktreich 
oder sogar gefährlich.

Land besetzen 
Eine Landbesetzung beginnt mit der 
Ankunft auf LKWs in der Nacht, je 
nach Größe des Landes mit  hundert 
oder gar tausend Menschen, nicht sel-
ten ganze Familien. Die MST stellt den 
meist Unerfahrenen Menschen an die 
Seite, die bereits Erfahrungen mit 
Landbesetzungen gemacht haben. Jeder 
wird umgehend in den Aufbau der 
Siedlung eingebunden und arbeitet in 
Gruppen am Aufbau von Strukturen 
für die Siedlung und das Zusammenle-
ben mit. Daneben baut jede Familie ihr 
Haus (anfangs meist Zelte aus Plastik-
planen). Offiziell ist das brasilianische 
Ministerium für Landreform (INCRA) 
dafür verantwortlich, diese Menschen 
mit Lebensmitteln zu versorgen und 
den Zugang zu Schulen zu gewährlei-
sten. In den von uns besuchten Sied-
lungen berichteten die Menschen aller-
dings von einer verspäteten, unregel-
mäßigen oder eingestellten Versorgung. 
Sie waren auf Sachspenden anderer 
Organisationen oder ihrer Familie an-
gewiesen bzw. mussten außerhalb der 

Siedlung Geld  verdienen. Der Aufbau 
von Schulen wird als eines der wich-
tigsten Anliegen angesehen. Oftmals 
beginnt der Unterricht, obwohl es noch 
an der notwendigen Einrichtung fehlt.  

Strenge Regeln, wie absolutes Dro-
genverbot, die Pflicht zur Mitarbeit, 
Disziplin, etc. sind in der Anfangszeit 
unabdingbar. Neben der Organisation 
in der Siedlung, die aus bis zu mehreren 
tausend Familien bestehen kann, die-
nen die strengen Regeln auch deren 
Schutz. Nicht selten kommt es, vor 
allem am Anfang, zu gewaltsamen 
Stürmungen oder Vertreibungsversu-
chen durch angeheuerte Bewaffnete 
oder die Polizei. Auch in den Wochen 
unseres Aufenthalts kam es zu Kon-
flikten und einer spürbaren Anspan-
nung in der gesamten Region.

Nicht selten vergehen Jahre oder 
Jahrzehnte, bis die gerichtlichen Ver-
fahren abgeschlossen sind und die Teil-
nehmer einer Landbesetzung den Titel 
über das Land bekommen. Die Flä-
chen, die jeder Familie in den besuchten 
Siedlungen zugesprochen wurde, lag 
meist unter 15 Hektar. Neben Befür-
wortern gibt es in Brasilien auch Stim-
men, die Landbesetzungen als unrecht-
mäßige Bereicherung ansehen. 

Trotz der Unterschiedlichkeit der be-
suchten Siedlungen, so mein Eindruck, 
gibt es offenbar keinen von der MST 
festgeschriebenen „Ablaufplan“ oder 
ein vorgegebenes Entwicklungsziel. Viel-
mehr übernehmen die Familien mehr 
und mehr Verantwortung und gestalten 
die Entwicklung der Siedlung selbst. 

Dazu gehört auch das soziale Miteinan-
der und wie sie das Zusammenleben 
und -arbeiten untereinander gestalten 
möchten. Während die Menschen einer 
Siedlung vor allem die Verarbeitung von 
Lebensmitteln als gemeinschaftliche 
Aufgabe betrachteten, die Bewirtschaf-
tung nach agrarökologischen Ansätzen 
und ein „sich umeinander kümmerndes“ 
Zusammenleben beschrieben, setzten 
die Betriebe einer anderen Siedlung auf 
Wachstum mit konventionellen An-
baumethoden, gentechnisch verän-
dertem Saatgut und Produktionssteige-
rungen im Milchviehstall. Wahrschein-
lich auch aufgrund fehlender finanzieller 
Mittel und der relativ geringen Betriebs-
größe produzieren viele Landwirte ne-
ben dem, was ihre Familien brauchen, 
Gemüse und Obst für den lokalen 
Markt. Bleibenden Eindruck hinterlie-
ßen die Menschen. Die Art und Weise, 
wie sie uns willkommen hießen, bewir-
teten und ihre Geschichte erzählten, 
aber auch ihre Entschiedenheit und der 
Stolz auf bereits Erreichtes waren immer 
spürbar.

Letztlich konnte während der Reise 
nur ein kurzer Einblick gewonnen wer-
den und es gibt viele weitere Entwick-
lungen, die die MST als Organisation 
in den letzten Jahren erreichte, die 
ebenfalls eine Reise wert wären, wie 
zum Beispiel landwirtschaftliche Fach-
schulen, die Zusammenarbeit mit Unis 
bei Lehrplänen, Stipendien für auslän-
disches Studium und vieles mehr.

Lisa Dittmann,
Brasilienreisende

Gemeinsam erstellter Plan zur Aufteilung der Siedlungsfläche Recanto da Natureza � Foto: Gottfried Bilke
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Der Frühling ist da, bald öffnen die 
Biergärten. Aber ein kühles, politisch 

korrektes Pils ist nicht immer leicht zu 
finden. Der Biermarkt ist hart umkämpft. 
Der Branchenprimus Anheuser-Busch 
InBev kommt aus Belgien und führt die 
Rangliste mit über 20 Prozent des Welt-
marktanteils an, gefolgt von SAB Miller 
aus Großbritannien. Die beiden fusionie-
ren und müssen aufgrund ihrer dann er-
reichten Größe einzelne Unternehmens-
teile verkaufen. Auf Platz zwei rückt 
dann Heineken aus den Niederlanden 
und auf Platz drei Carlsberg aus Däne-
mark. Es herrschen also ähnliche Struk-
turen wie im Lebensmitteleinzelhandel: 
wenige Große, die einen hohen Anteil am 
Gesamtumsatz haben. „Allerdings gibt es 
anzahlmäßig auch noch eine große Viel-
falt an Brauereien, alleine in Bayern über 
600 Braustätten“, erklärt Susanne Horn, 
Geschäftsführerin des Bio-Getränkepio-
niers Neumarkter Lammsbräu. Diese 
vorhandene Vielfalt nehme gerade sogar 
zu, so Horn und nennt die Craft-Beer-
Bewegung oder den Trend zu besonderen 
Qualitätsbieren. „Die Konsumenten ler-
nen wieder die Biervielfalt zu schätzen“, 
kommentiert Horn. Aber es gibt auch 
dunkle Wolken am Himmel eines diffe-
renzierten Biermarktes. Heineken und 
Carlsberg haben drei Patente auf Brau-
gerste angemeldet und 2016 auch erteilt 
bekommen. Auf die Aufforderung der 
Koalition „No patents on seeds“, die Pa-
tente zurückzunehmen, teilten sie in 
einem Brief mit, dass es ihnen mit den 
Patenten nicht um das Blockieren von 

Prost Protest!
Patente auf natürlich entstandene Eigenschaften von Braugersten erteilt

Dritten gehe, sondern darum, „recht-
liche Möglichkeiten zu haben und einen 
Return on Investment zu ermöglichen, 
wenn diese Gerstensorten Dritten zur 
Verfügung gestellt werden“.

Würzkochen
Worauf sind nun die jüngsten Patente 
erteilt worden? Ein Patent ist auf „Ge-
tränke aus Gerste und Malz mit nied-
rigem Gehalt an Dimethylsulfid“ 
(EP2373154) erteilt worden, ein anderes 
auf „Gerste mit reduzierter Lipoxyge-
nase-Aktivität und ein damit hergestell-
tes Getränk“ (EP2384110). Beide Eigen-
schaften sind wichtig für den Braupro-
zess. Die reduzierte Lipoxygenase-Akti-
vität führt zu einer verbesserten Ge-
schmacksentwicklung und Schaumstabi-
lität. Dimethylsulfid (DMS) bzw. ein 
DMS-Vorläufer muss im Brauprozess 
aus dem Malz ausgetrieben werden, 
beim Kochen. Wenn das nicht vollstän-
dig gelingt, hat das Bier einen Fehlge-
schmack, der später nicht mehr aus dem 
Bier zu entfernen ist. Wenn weniger 
DMS-Vorläufer im Malz ist, kann die 
Kochzeit reduziert und so Energie einge-
spart werden. „Das Würzekochen ist der 
energiereichste Schritt im Brauprozess, 
vier bis sechs Prozent des Wassers müs-
sen verdampfen, um die Stammwürze 
einzustellen und ungewollte Stoffe aus-
zubringen“, so Braumeister Sebastian 
Wedekind vom Verband Private Braue-
reien Bayern. Das dritte Patent ist auf 
„Energiesparendes Brauverfahren“ 
(EP2575433) erteilt worden. Wedekinds 

Chef, Rechtsanwalt Oliver Dawid, lehnt 
Patente auf Lebensmittel ab. „Auf 
Grundnahrungsmittel sollten keine Pa-
tente vergeben werden. Wenn sich hier 
einzelne Firmen geistige Eigentumsrechte 
auf Grundbausteine der Ernährung si-
chern, ist das hochproblematisch“, so 
Dawid. Generell würden Patente darauf 
abzielen, sich über Lizenzgebühren wirt-
schaftliche Vorteile zu sichern. Ob die 
nun patentierten Braugersten tatsächlich 
zum Einsatz kommen und wie die Paten-
tinhaber beispielsweise höhere Preise 
oder eingeschränkten Zugriff auf das 
Zuchtmaterial durchsetzen, werde sich 
am Markt zeigen. Zur Patentpolitik ge-
höre es ja, andere von Neuentwicklungen 
auszuschließen, zum Beispiel bei tech-
nischen Verbesserungen wie energiespa-
renden Brauverfahren. „Durch Patente 
können Mitbewerber faktisch von Inno-
vationen ausgeschlossen werden, oder 
aber es werden die Konditionen diktiert, 
wann zu welchen Bedingungen die Bau-
ern Saatgut bekommen, wer anbauen 
darf, womit weiter gezüchtet werden 
darf, zu welchen Preisen etc. Bei tech-
nischen Erfindungen ist das auch okay, 
aber Patente auf Lebensgrundlagen sind 
eine gefährliche Angelegenheit“, so Da-
wid. Ähnlich sieht es Josef Jacobi, Brau-
gerstenvermehrer aus Borgentreich-Kör-
becke: „Patente verstärken die Konzen-
tration. Züchter oder Brauer haben kei-
nen – oder nur bedingten – Zugang und 
können positive Eigenschaften nicht – 
oder nur unter Auflagen – nutzen. Wenn 
Brauereikonzerne Patente auf Saatgut 
haben, dann haben sie die ganze Erzeu-
gung vom Saatgut bis zum Brauprozess 
unter Kontrolle.“ 

Unproblematisch
Tatsächlich haben Brauereikonzerne 
schon in der Vergangenheit Patente auf 
Braugerste erteilt bekommen. Gersten-
züchter Alexander Strube von Saatzucht 
Ackermann sieht das – zumindest für den 
Gerstenmarkt – unproblematisch. So ha-
ben ihm zufolge mehrere Gerstenzüchter 
mit Carlsberg und Heineken Lizenzver-
träge auf ein Patent auf das „Nullox 1 
Gen“ ausgehandelt. Strube verfolgt die 
Patentdiskussion und kritisiert, wenn 
Konzerne Patente als Marktbeherr-
schungsmittel nutzen, um andere auszu-
stechen. Aber bei den Bierpatenten sei 
das anders. „Am Nullox-System können 
Züchter, aber auch die Brauereiindustrie 
teilnehmen und Lizenzverträge aushan-
deln.“ Dann sei das Zuchtmaterial, aber 
auch die Verwendung der Gerstensorten 

etc. in der Regel frei verfügbar bzw. man 
müsse halt dafür Patentgebühren zahlen, 
so Strube. Allgemein gäbe es nur wenige 
patentierte Merkmale in der Gersten-
zucht, diese Kulturart stehe nicht im Fo-
kus der Konzerne. Zudem funktioniere 
der Braugerstenmarkt anders. Um mit 
ihren Eigenschaften eine Verbreitung auf 
dem Markt zu bekommen und „eine kri-
tische Masse“ zu erreichen, arbeiten die 
Brauereikonzerne oftmals im Verbund 
mit Züchtern. Das „Nadelöhr“ ist das 
sogenannte Berliner Zulassungspro-
gramm, das neue Sorten auf Braueigen-
schaften und Brautauglichkeit prüft. 
Durchschnittlich kommt alle zwei Jahre 
eine neue Sorte auf den Markt. Aber erst, 
wenn bewährte Sorten nicht mehr ertrag-
reich genug sind oder Probleme aufwei-
sen, werden die neuen Sorten in Abspra-
che mit der jeweiligen Brauerei, Mälzerei 
und den Saatgutvermehrern eingesetzt, 
weil der Brauprozess sehr fein auf die 
Sorte abgestimmt werden muss. 

Nicht unabhängig
Ruth Tippe von „Kein Patent auf Saat-
gut“ verfolgt die Patentierungspraxis des 
Europäischen Patentamtes (EPA) seit 
Jahrzehnten kritisch. Im aktuellen Pat-
entbericht zeigt sie, dass immer mehr 
Patente auf konventionelle Züchtungs-
verfahren – oder wie hier – sogar zufäl-
lige Mutationen erteilt werden. „Das 
Mutagenisieren von Pflanzen ist ein alt-
bekannter Vorgang und nichts Erfinde-
risches. Patente auf Pflanzen, die mit be-
kannten konventionellen Verfahren er-
zeugt wurden, sind nicht zu akzeptieren. 
Der Sortenschutz wäre das geeignete 
Schutzsystem“, sagt sie auch im Hinblick 
auf die von Strube formulierten gemein-
samen Interessen von Züchtern und 
Brauereikonzernen. Patente stärken ihre 
Position unverhältnismäßig gegenüber 
anderen Marktbeteiligten wie den Bau-
ern und Bäuerinnen oder den kleineren 
Brauereien. Und das EPA agiert nicht 
unabhängig. Die Prüfer des EPA beraten 
Firmen, wie Patentanträge formuliert 
werden müssen, damit diese auch in Zu-
kunft weitere Monopole auf konventio-
nell gezüchtete Nahrungspflanzen erhal-
ten. Deshalb fordert das Bündnis „Kein 
Patent auf Bier“, das auch von der AbL 
und der IG Nachbau unterstützt wird, 
die Politik auf, endlich eindeutige Rege-
lungen zu schaffen, die Patente auf Pflan-
zen und Tiere verhindern. 

Annemarie Volling,
AbL-Netzwerk gt-freie RegionenGelegenheit macht Patentierer - weil das gemütliche Feierabendbier ein lukrativer Markt ist

� Foto: Jürgen Heimerl/pixelio
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Ende März lud die AbL Niedersachsen/
Bremen zur alljährlichen Frühjahrsta-

gung mit anschließender Mitgliederver-
sammlung und Vorstandswahlen. Das 
Thema war dieses Jahr: „Der Wolf, die 
Gans, der Hof. Wie kann das gehen?“ Zu 
dem Konfliktpotential der Gänse als „nor-
dische Gastvögel“ berichtete Wissen-
schaftsjournalist Helmut Kruckenberg 
vom Naturschutzprojektverein TourNa-
tur. Die Bestände haben sich teilweise sehr 
gut erholt, einzelne Arten sind aber nur in 
wenigen Exemplaren vorhanden und da-
her streng geschützt. Konflikte mit der 
Landwirtschaft gibt es, weil die Gänse 
große Mengen der Wiesen abfressen. Für 
den Betrachter entsteht häufig der Ein-
druck, es seien ständig viele Tiere da, da-
bei wechseln sich die unterschiedlichen 
Arten zeitlich ab. Verschärft hat sich das 
Problem durch den Verlust von nicht mehr 
bewirtschafteten Weideflächen im Balti-
kum, was dazu führt, dass die Verweil-
dauer im Nordseebereich länger wird, da-
mit dann nonstop bis Sibirien geflogen 
werden kann. Eine Regulierung der Be-
stände ergibt sich überwiegend durch das 
Nahrungsangebot. 

Emotionales Thema Wolf
Speziell das Thema Wolf wird zur Zeit 
sehr stark und emotional diskutiert. Frank 
Faß vom Wolfszentrum Dörverden brachte 
als Referent viele die Debatte versachli-
chende Informationen über die Wölfe, ihre 
Wanderungen und die Bildung verschie-
dener Wolfsrudel in Norddeutschland ein. 
Der grüne Umweltminister Stefan Wenzel 
nahm im Anschluss zu den Maßnahmen in 
Niedersachsen Stellung:
- Der Wolf wird aus Niedersachsen nicht 
mehr verschwinden, allerdings werden – 
wie auch in der Vergangenheit – einzelne 
Wölfe, die auffälliges Verhalten zeigen, 
„entnommen“ werden können.
- Zaunbau wird gefördert (allerdings nur 
zu 80 % der Kosten). 
- Es wird eine Eingreiftruppe zusammenge-
stellt, die in Krisenfällen beim Zaunbau oder 
auch mit Herdenschutzhunden aushilft.
- Die Entschädigungspraxis muss überar-
beitet werden. 

In der Diskussion kamen etliche Betrof-
fene zu Wort, die ihre Weidetierhaltung 
bedroht sehen und sich nach wie vor von 
der Politik zu wenig unterstützt fühlen. 
Das betrifft nicht nur die Entschädigungs-
praxis, bei der gefordert wird, die Beweis-
last umzukehren, sondern auch die Ein-
schätzung der Verhältnisse vor Ort, die 
immer noch verharmlost würden. Von al-
len wurde jedoch eine sachliche Diskus-

Wolf und Gans mit der Landwirtschaft vereinbar?
AbL Niedersachsen widmet sich den emotional und kontrovers diskutierten Wildtieren

Es geht darum, dass alle satt werden, aber auch darum, wie wir den Umgang mit den natürlichen Res-
sourcen, der Schöpfung gestalten. Schon zum achten Mal trafen sich Bauern und Bäuerinnen zur von 
der AbL Bayern organisierten Wallfahrt in Altötting. Nach dem Gottesdienst in der Basilika zog die 
Prozession zur Gnadenkapelle, vor der wie schon in den Vorjahren Tiere und Kräuter gesegnet wurden. 
Angesichts von Hunger und kriegerischen Auseinandersetzungen in der Welt sei es umso wichtiger, mit 
Menschen, Tieren und Natur solidarisch umzugehen, so eine Botschaft des Tages.   cs

Der neue Niedersachsen-Vorstand ist auch der alte - wieder gewählt wurden: v.l.n.r.: O. Ilchmann, E. 
Prunzel-Ulrich, J. Böse-Hartje, E. Niemann, G. von Beesten � Foto: Unterholzner

sion befürwortet, bei der Belange von Na-
turschutz und Tierhaltung, insbesondere 
Weidehaltung, gleichberechtigt nebenei-
nander stehen. Herauskristallisiert haben 
sich zentrale Punkte, über die weiter dis-
kutiert werden muss:
- Wie viele Schadensfälle pro Jahr gibt es 
(2016 ca. 40), was ist tolerierbar? 
- Wie wird sich die Population entwickeln, ist 
der „Flachlandwolf“ (Polen, Deutschland) 
eine eigene Population oder ist sie zusammen 
mit den Baltischen Wölfen zu betrachten? Ab 
1.000 Wölfe gilt eine Population als gesichert 
und könnte reguliert werden.
- Wann muss reguliert werden?
- Ist ein Eingriff in die Sozialstruktur des 
Rudels nicht kontraproduktiv, weil die 

Angriffe auf Vieh zunehmen könnten? 
- Welche Möglichkeiten, aber auch Gren-
zen des Zaunbaus gibt es?

Fazit AbL
Eine Lösung der Probleme ist zur Zeit 
nicht möglich. Gerade bei neuen Entwick-
lungen, seien es die Populationen der 
Wölfe oder die der Gänse, fehlen die Er-
fahrungen. Schnellschüsse bringen dabei 
wenig. Der Dialog der verschiedenen 
Gruppen ist daher unerlässlich. Die AbL 
wird sich wie bisher dafür einsetzen, dass 
die Landwirte in diesem Prozess gleichbe-
rechtigt gehört und berücksichtigt werden.

Eberhard Prunzel-Ulrich,
AbL Niedersachsen

AbL Bäuerinnen-
Treffen 

Drei Tage voller Ausflüge 
und Erfahrungsaustausch 

standen Ende März auf 
dem Programm beim 

zweiten Bäuerinnentref-
fen auf dem Ferienwoh-

nungsbetrieb von Isa-
bella Hirsch, Vorsitzende 

der AbL Franken. Das 
gemeinsame Kochen und 

der Genuss mitgebrach-
ter Produkte von den 

eigenen Betrieben war 
wichtiger Bestandteil des 
entspannten Beisammen-

seins. Eine Bäuerin 
berichtete anhand vieler 

Bildern von der landwirt-
schaftlichen Lehrfahrt 

nach Südbrasilien mit der 
Mission Eine Welt im 

November letzten Jahres. 
Exkursionen führten in 

die historische Stadt Din-
kelsbühl, zum Solidari-

schen Landwirt-
schaftsprojekt Tempelhof 
und zu einem Rundgang 
am Schloss Schillingsfürst 
mit herrlichem Blick über 

das Hohenlohegebiet. 
Eine Bäuerin, die neben-

bei als Stadtführerin 
arbeitet, führte uns 

durch die historischen 
Handwerkerstuben von 

Feuchtwangen. In Nörd-
lingen verschafften wir 
uns vom Kirchturm aus 

einen Überblick, begut-
achteten die Stände auf 
dem Wochenmarkt und 

kamen mit Anbietern zur 
Käseherstellung und 

über Gemüseanbauver-
fahren ins Gespräch. 

Zwei Hofbesichtigungen 
führten uns auf einen 

Mutterkuhbetrieb, der 
sich neben Fleischdirekt-

vermarktung auf Emmer-
anbau und -vermarktung 
spezialisiert hat, und auf 

den Holunderhof mit 
Biorindern, Hofladen und 

kräuterpädagogischen 
Angeboten. Schön wars! 

Bäuerinnen sind schon 
was ganz Besonderes!

   Isabella Hirsch
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Der Wermutstropfen zuerst: Natürlich 
ist ein Samstag im April (zumal wenn 

genau da die Ferien beginnen) ein ziemlich 
blöder Termin für eine Bauernveranstal-
tung: die einen stehen auf dem Markt, die 
nächsten fahren mit ihren Treckern über 
die Äcker, noch andere freuen sich, endlich 
einmal wieder Zeit mit ihren Kindern zu 
verbringen. Ein Sonntag im Januar (wie 
sonst immer) wäre sicherlich besser gewe-
sen – aber da hatte die Thüringer Land-
wirtschaftsministerin leider keine Zeit für 
uns. Hatte sie am Ende auch im April 
nicht, aber das konnten wir bei der Pla-
nung noch nicht wissen. Aber sei´s drum: 
sie schickte die zwei nach ihr und dem 
Staatssekretär höchsten Vertreter ihres 
Hauses und gab ihnen die feste Zusage zu 
einem nachfolgenden Fachgespräch mit 
auf den Weg - und so wurde es doch noch 
eine rundum gelungene Veranstaltung. 

Zentrales Thema war das Thema An-
teilsverkäufe an landwirtschaftlichen Un-
ternehmen. Der niedersächsische Land-
wirtschaftsminister Christian Meyer stellte 
seinen Versuch vor, diese juristisch zu re-
glementieren, nachdem zuvor Jobst Junge-
hülsing vom BMEL die Notwendigkeit 
dessen sehr plastisch dargestellt hatte – 
siehe dazu auch sein Interview aus der 
Bauernstimme vom Januar. In der an-
schließenden Diskussionsrunde waren sich 
sowohl Dr. Frank Augsten als neugewähl-
ter Präsident der Thüringer Landesanstalt 
für Landwirtschaft, als auch Michael 
Grolm als Vorsitzender der AbL Mittel-
deutschland einig, daß hier etwas gesche-

Tag der Landwirtschaft
Abl- Mitteldeutschland trifft sich in Weimar

hen muß und kann – und das möglichst 
schnell. Lediglich Dr. Klaus Wagner, der 
ebenfalls neu gewählte Präsident des Thü-
ringer Bauernverbandes, äußerte seine Be-
denken – nicht so sehr was die Notwendig-
keit, als vielmehr was die Umsetzbarkeit 
dessen angeht.

Nun ist also endlich ein Anfang in der 
öffentlichen Diskussion in Thüringen ge-
setzt und wir bereiten uns auf das zuge-
sagte Gespräch mit der Ministerin und den 
Fachleuten vor. Da sind sicherlich sehr 
dicke Bretter zu bohren - um mit Georg 
Janßen zu sprechen, der zu Beginn der Ta-
gung so ziemlich alle derzeit in der Agrar-
politik anstehenden Themenfelder be-
leuchtete und Mut machte, auch scheinbar 
Unmögliches anzugehen. Vielleicht kommt 
uns ja dabei aber auch der ein oder andere 
Holzwurm zu Hilfe, mal schauen.

Am Nachmittag stellte dann Michael 
Beleites sein neues Buch „Landwende“ vor 
und Reiko Wöllert gab einen kurzen Über-
blick über das im vergangenen Jahr agrar-
politisch Erreichte: so mal kompakt zu-
sammen getragen ist das sogar ziemlich 
viel... So wurde denn auch in der anschlie-
ßenden Mitgliederversammlung mit 
Schwung ein neuer Vorstand für Mittel-
deutschland und eine neuer SprecherIn-
nenrat für Thüringen gewählt – Herzlichen 
Glückwunsch!

Reiko Wöllert,
AbL-Mitteldeutschland

Besser geht es ohne Milch 
Bemüht der Bauer sich noch so redlich,

alles, alles war vergeblich.

Lag der Karren mal im Dreck,

ach, der Bauer zog ihn wieder weg.

Amerika – Land der unbegrenzten Möglichkeiten?

Traumland der Träume aller Zeiten!

Land der Whistleblower – 

Vorbild für den deutschen Bauern?

Wie war es doch mal ehedem

mit dem deutschen Bauernstand so bequem.

Ach, war man fleißig, regte sich,

die „Oberen“ kamen ganz gewiss.

Ach, wie sicher sie stets kamen,

um bei der Ernte abzusahnen,

die Grafen und die Fürsten, 

die nach Macht und Einfluss dürsten,

in alten Zeiten. Die Bauern 

waren echt nur zu bedauern.

Es gab nicht nur den Zehnten und die Bede.

Heute nennen sie sich nicht mehr Fürsten,

die, die nach Macht und Einfluss dürsten.

Doch meist sind sie mit „früher“ gut zu vergleichen,

die Bonzen und die Reichen.

Sie nehmen sich „durchaus öffentlich“

mehr als so für Deutschland gut!

Drum nahm schon mancher Bauer seinen Hut.

Ist nicht längst das Tief erreicht?

Die Moral scheint aufgeweicht.

War auch die Arbeit hart und schwer,

so mancher liebt sie trotzdem sehr.

War es auch ein hartes Los, aber „arbeitslos“?

War es doch seiner Heimat Erd’ und Land, 

mit der ihn Herz und Sinn verband.

Es rinnt uns die Erde durch die Hand,

bis wir eins im „anderen Land“! 

Hilde Heftrig, Elbtal

Foto:Rainer Sturm_pixelioSattelfest und konzentriert im Gespräch� Foto: AbL-Mitteldeutschland
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Seit Jahren 15 Jahren bin ich als Berufs
imker überzeugtes Mitglied von Bio-

land – und da stimmt mich die zuneh-
mende Industrialisierung der Biolandwirt-
schaft in den letzten Jahre sehr, sehr nach-
denklich. Das betrifft ja nicht nur Bioland, 
aber leider eben auch. Über die letzte Bio-
land -„Neumitgliedswerbung“, die 
AGRAR Holding GmbH Eichigt in Sach-
sen mit etwa 4.000 ha hat die Bauern-
stimme ja schon berichtet (Ausgabe Fe-
bruar 2017); dort traf sich die Bioland-
gruppen Thüringen/Sachsen vom Landes-
verband Ost. In einem klassischen Fall von 
Landgrabbing hatte hier die dennree-
Gruppe einen landwirtschaftlichen Groß-
betrieb gekauft. Halt nicht ganz: nur fast 
95% der Anteile gingen an dennree über, 
womit ganz nebenbei noch mal eben die 
Grunderwerbssteuer gespart wurde.

Der Geschäftsführer stellte den Betrieb 
und die Umbaupläne vor – sie geben sich 
wirklich viel Mühe und nehmen viel Geld 
in die Hand; zu Bioland wollen sie, weil 
wir einen guten Ruf haben. Auf meine 
Frage, was an diesem Betrieb denn bäuer-
lich sei (immerhin steht das Bäuerliche bei 
Bioland ja immer noch ganz oben in der 
Selbstdarstellung) rechnete er vor, daß auf 
jeden Mitarbeiter 40 ha kämen, und das 

Industriell statt bäuerlich, auch bei Bioland?!
Ein Kommentar von Biolandimker Michael Grolm

sei doch schließlich ein Familienbetrieb. 
Das ist ja exakt die Argumentation der 
hiesigen Genossenschaften – nur daß die 
ihre „Familienangehörigen“ mal eben 
wegrationalisieren und diese de facto 
nichts zu entscheiden haben, genau so wie 
bei Raiffeisen und der DMK als Genossen-
schaftsmolkerei: Wes Brot ich ess, des Lied 
ich sing!

15 Kühe pro Hektar
Es gibt 1.200 Kühe (!) an einem Standort, 
zur Weidesaison soll die Herde geteilt wer-
den: 600 Kühe teilen sich dann 40 ha – 
nennt man das bei Bioland jetzt Weidehal-
tung? Die restlichen 600 Kühe haben im-
merhin 200 ha Grünland zur Verfügung, 
deren Milch soll dann in den denn´s-
Märkten als Weidemilch verkauft werden 
– gibt es jetzt also bald zwei Bioland-
Milchsorten? Dies wird mit Sicherheit die 
Preise unter Druck setzen und kleinere 
Betriebe zur Rationalisierung oder Auf-
gabe zwingen. Schließlich hat dennree sich 
ja nicht mal eben so in die Landwirtschaft 
eingekauft.
Im Rahmen der Gemeinwohlzertifizierung 
wurde extra jemand für die Naturschutz-
planung eingestellt. Leider war weder der 
ausgeschenkte Kaffee und Kuchen bio, 

noch gab es ansatzweise eine Idee, wie die 
ausgeräumte Landschaft wieder mit He-
cken oder Agroforstsystemen belebt wer-
den könnte. Meines Erachtens sollte auch 
in einem solchen Betrieb die Schlaggröße 
auf max. 20 ha begrenzt sein. So sollte es 
auch im Bioland-Leitbild stehen, da anson-
sten die Bodenerosion nicht zu stoppen ist, 
die Artenvielfalt weiter schwindet und das 
Landschaftsbild weiter verödet. Natürlich 
drohen dann einige mit Austritt, aber 
sollte Bioland sein Leitbild deshalb „der 
Realität anpassen“?

Rückgrat zeigen
Überhaupt: die Austritte. Aus Angst vor 
„Abhängigkeiten“ gibt es bei Bioland eine 
Kappungsgrenze für Großbetriebe (par-
don: „Komplexbetriebe“). Wir von der 
AbL fordern diese ja immer, Bioland hat 
sie schon längst, allerdings umgedreht: 
nicht die Subventionen werden gedeckelt, 
sondern die Beiträge - auch ein 4.000 ha 
Betrieb zahlt max. 8.900 €, während ein 
50 ha Familienbetrieb immerhin 1.000 € 
berappen muß. Damit soll wohl das Risiko 
minimiert werden, dass zu viele Einnah-
men auf einmal verloren gehen, sollten von 
den 17 Großbetrieben (davon 16 bei Bio-
land Ost!) einige austreten. Immerhin soll 
diese Regelung jetzt überprüft werden...

Es wird Zeit, daß Bioland sich auf seine 
Ursprünge besinnt und das Bäuerliche und 
Regionale nicht nur verbal, sondern auch 
in der Praxis wieder ganz nach vorne stellt.  
Letzte Berichte über die Aktivitäten der 
„Bioland-Markt“ in Rumänien und auch 
viele Gespräche mit Berufskollegen lassen 
mich da allerdings schwer zweifeln. Des-
halb sollten wir ernsthaft darüber disku-
tieren, ob wir nicht einen wirklich bäuer-
lichen Bioanbauverband gründen sollten. 
Ich wäre mit dabei!

Michael Grolm,
Vorsitzender der AbL Mitteldeutschland

Vereinsgründung
Die AbL Hessen lädt am 

8. Mai um 19 Uhr 30 
nach Alsfeld/Eudorf ins 

Hotel Schaferhof, um 
gemeinsam die AbL Hes-

sen als eingetragenen 
Verein zu gründen. 

Schon Anfang April hatte 
eine Tagung zur Zukunft 
der Hessen-AbL stattge-

funden. Damit der über-
mächtigen Lobbyarbeit 

der Agrar- bzw. Lebens-
mittelkonzerne zukunfts-

fähige Konzepte entge-
gengesetzt werden kön-
nen und eine Agrarwirt-
schaft gestalten werden 

kann, die ressourcenscho-
nend und sozialverträg-

lich Lebensmittel her-
stellt, sollen die Arbeits-
strukturen funktioneller 

und verbindlicher wer-
den. Neben einer eige-
nen Geschäftsführung 

soll in Zukunft vor allem 
die Pressearbeit verbes-

sert werden. Schon jetzt 
sitzen Vertreter der AbL 

in vielen hessischen Land-
wirtschaftsausschüssen. 

Diese Arbeit soll gestärkt 
und auf breitere Beine 

gestellt werden. Um auch 
zukünftig als alternative 
Agrarvertretung auftre-
ten zu können, will die 
AbL Hessen viele neue 

Mitglieder in ihren Rei-
hen begrüßen und enge 

Kontakte zu anderen 
Verbänden und gesell-

schaftlichen Gruppen 
aufbauen und vertie-

fen.  mn

Dänemark verbietet Sikkation
Einen neuen, für die nächsten vier Jahre gültigen Pestzidplan hat das dänische Parla-
ment verabschiedet. Es beinhaltet ein Verbot des Einsatzes von Glyphosat in abreifende 
Kulturen zur Lebensmittelerzeugung. Damit wird die Vorerntesikkation praktisch aus-
geschlossen. Weitere Einschränkungen betreffen den Einsatz und den praktischen 
Umgang mit Pestiziden in Wasserschutzgebieten und Wasserentnahmestellen. Zum 
Schutz des Grundwassers soll dort das Befüllen, Mischen und Reinigen von Pflanzen-
schutzspritzen grundsätzlich verboten sein. Aus Rücksicht auf ökologisch bewirtschaf-
tete Flächen sollen zusätzliche Maßnahmen gegen die Abdrift von Pflanzenschutzmit-
teln ergriffen werden. Vorgesehen ist beispielsweise der verpflichtende Einsatz von 
abdriftmindernden Düsen, die bislang noch nicht flächendeckend verwendet werden. 
Neben den beschränkenden Eingriffen sollen allerdings neue, nachweislich für Boden 
und Grundwasser unbedenkliche Pestzidwirkstoffe leichter zugelassen werden können, 
um der fortschreitenden Resistenzproblematik etwas entgegen setzen zu können.   cs

Nicht so gern gesehener Gast... � Foto: Gitti/pixelio

Michael Grolm� Foto:Weissenberg
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Die Versandkosten pro Bestellung betragen innerhalb Deutschland 2,75 €
Die Versandkosten ins Ausland werden auf Anfrage mitgeteilt
Ich zahle:
❑ nach Erhalt der Rechnung
❑ per SEPA-Lastschriftmandat
Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Beitrag bei Fälligkeit 
zu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Bank: ____________________________________________________________________

BIC: __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __

IBAN: __ __  __ __  __ __ __ __ __ __ __  __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __

Widerrufsrecht: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb einer Woche ohne Angabe von 
Gründen schriftlich beim ABL-Verlag widerrufen kann.�
�Bitte senden Sie die Bestellung an: verlag@bauernstimme.de, oder
AbL Verlag, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm �oder Fax 02381 / 492221
Gläubiger-ID: DE17ZZZ00000417539, ABL Bauernblatt Verlags GmbH Bahnhofstraße 31, 59065 
Hamm, Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

Bestellcoupon
Ich bestelle:
Das Jahrbuch Der kritische Agrarbericht: Ausgabe ❑ 2017 Schwerpunkt: Wasser - 24,00 € ❑ € ❑ 2015 Schwerpunkt: Agrarindustrie und Bäuerlichkeit- 10,00 €, weitere Jahr-
gänge auf Anfrage oder unter www.bauernstimme.de  bzw. www.kritischer-agrarbericht.de

Bodenpolitik in Ostdeutschland
.... 19,80 € - Nehmt und Euch wird gegeben
....   3,00 € - Ostdeutsche Bodenpolitik nach 1990

Aktuelle Broschüre
.... 4,00 € - Wege aus der Hungerkrise

Hofschilder und Poster
... 30,00 €  "Wir sind ein AbL Bauernhof"
... 30,00 €  "Bauernhöfe statt Agrarfabriken"
... 50,00 €   1x10Stk. TTIP & Gentechnik Poster
....je zzgl 5,50 € € Versand

Junge Landwirtschaft:
.... 8,00 € - Agrarpolitik in der Leehre
.... 8,00 € Jung, dynamisch, erfolglos?

Matthias Stührwoldt
Das wahre Landleben!
Bücher: 
.... 11,00 € - Bauernparty
.... 11,00 € - Nützt ja nix
.... 11,00 € - Schubkarrenrennen
.... 11,90 € - Der Wollmützenmann
....   9,90 € - Verliebt Trecker fahren
.... 11,00 € - Aus dem Moor- Gedichtband
CD:
.... 10,00 € - König Silo
.... 10,00 € - Was für‘n schöner Scheiß
.... 10,00 € - Ein Bauer erzählt
....   9,50 € - live im Lutterbecker

...weitere Bücher, Musik CD, Aufkleber, Fahnen usw. unter www.bauernstimme.de

weitere Buchwünsche: 

_________________________________________________________________

Manuela Rüther hat sich in ihrem 
Kochbuch umfassend mit der fast 

in Vergessenheit geratenen Geschmacks-
richtung „bitter” auseinandergesetzt. 
Wann empfinden wir etwas als bitter 
und warum mögen Kinder keine bit-
teren Speisen? Was ist der Bitterwert 
und warum ist bitter für unsere Gesund-
heit wichtig? Nach dieser Einordnung 

Die Entdeckung des Bitteren
werden die verschiedenen bitteren Ge-
müsesorten, Kräuter und Früchte vor-
gestellt und es folgen Rezepte für An-
fänger und Fortgeschrittene. Außerdem 
werden bittere Getränke und die Heil-
wirkung von Bitterpflanzen dargestellt. 
Das Buch ist reichlich bebildert und 
macht Lust auf neue Geschmackserleb-
nisse. Im Anhang befinden sich Bezugs-

quellen für Zutaten. Eine empfehlens-
werte Ergänzung auf dem Kochbuch-
markt und auch bestens als Geschenk 
geeignet. � vt
Manuela Rüther: Bitter – der verges-
sene Geschmack. AT Verlag 2016, 240 
Seiten, über 100 Farbfotos, gebunden, 
29,95 Euro, ISBN 978-3-03800-924-5, 
zu beziehen über den AbL-Verlag

Günther Friedmann betreibt in Süd-
deutschland die weltweit größte 

Demeter-Imkerei und hat mit diesem 
Buch ein Standardwerk zum ökolo-
gischen Imkern verfasst. Im ersten Kapi-
tel erfolgt die Bestandsaufnahme: „Wie 
geht es den Bienen?”, ein kurzer Abriss 
über die Bienenhaltung weltweit, und 
anschließend eine ausführliche Betrach-
tung zu „Landwirtschaft und Krise der 
Imkerei”. Die folgenden Kapitel wid-

Die Welt des zwölfjährigen Palästi-
nensers Achmed gerät aus den Fu-

gen, als seine zweijährige Schwester 
auf der Jagd nach einem Schmetterling 
in ein Minenfeld gerät und stirbt. Sei-
nen Eltern wird ihre Existenzgrund-
lage, der Orangenhain, genommen 
und sein Vater wird verhaftet. Nun 
muss er für die Familie sorgen. Dies ist 
der Beginn der eindrücklichen Ge-

Bienengemäß imkern
men sich der imkerlichen Praxis. Der 
Autor erläutert ohne erhobenen Zeige-
finger sehr pragmatisch, wie für ihn 
eine zeitgemäße Imkerei aussehen 
sollte: „Denn eine bienengemäße Imke-
rei sollte auch immer für den Imker 
praktikabel umsetzbar sein.” Diese 
Praktikabilität zieht sich durch das 
ganze Buch. Es wird jeweils das Opti-
mum für das Bienenvolk dargestellt 
und im Anschluss etwas vereinfachte 

Vorgehensweisen, sodass der Imker in 
der Praxis für sich den richtigen Weg 
finden kann. Ein Handbuch sowohl für 
den Anfänger als auch für den langjäh-
rig praktizierenden Imker. � vt
Günther Friedmann: Bienengemäß im-
kern – das Praxis-Handbuch. BLV-
Verlag 2016, 176 Seiten, 160 Farbfo-
tos, gebunden, 24,99 Euro, ISBN 978-
3-8354-1544-7, zu beziehen über den 
AbL-Verlag

Palästina 1954
schichte von Achmed, der zwischen 
den Fronten des Krieges aufwächst 
und dennoch versucht, sich die 
Menschlichkeit zu bewahren.

Die Autorin des Romans ist ameri-
kanische Jüdin und wurde von ihren 
Eltern als Jugendliche nach Israel ge-
schickt, um die jüdische Kultur und 
Religion zu studieren. Sie blieb sieben 
Jahre und ist heute Anwältin für 

Menschenrechte in den USA. In ihrem 
ersten Roman verarbeitet sie die Er-
lebnisse aus ihrem Aufenthalt in Is-
rael. � vt
Michelle Cohen Corasanti: Der Junge, 
der vom Frieden träumte. Fischer Ta-
schenbuch 2016, 400 Seiten, 9,99 
Euro, ISBN 978-3-596-03283-9, zu 
beziehen über den AbL-Verlag
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(Klein) Anzeigen Veranstaltungen

SonstigesHof und Arbeit

Globalisierung
02.05.2017, 9 Uhr, Berlin
Konferenz zum Thema: Globali-
sierung in der Sackgasse – Visio-
nen für den Neustart. Veranstal-
ter: Brot für die Welt, Deutscher 
Gewerkschaftsbund, Forum Um-
welt und Entwicklung, Green-
peace, IG Metall und Misereor.
Anmeldung: https://veranstaltungen.
dgb.de/glob/, Ort: Hotel Aquino, Han-
noversche Str. 5B, 10115 Berlin

Zukunftsfähige Tierhaltung
05.05.2017, 18.00 Uhr, Münster

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen kosten 15,- €, jede weitere angefange-
ne Zeile 1,50 € (gewerbliche 25,- € zzgl. MwSt., jede weitere Zeile 3,- €)
Anzeigen bitte an:  E-mail: anzeigen@bauernstimme.de, 
Fax: 02381-492221 Anzeigenschluss für BS Juni ist der 17.05.2017.

Veranstaltung und Diskussion 
mit den Grünen Politikern Nor-
wich Rüsse und Friedrich Osten-
dorff über eine zukunftsfähige  
Tierhaltung in der Landwirt-
schaft.
Ort: Räumlichkeiten der SuperBio-
Markt AG, Am Mittelhafen 16, 48155 
Münster 

Vortragstagung - Geflügel -
03.05.2017, 10.00 Uhr, Celle
- der „Gesellschaft der Förderer 
und Freunde für Geflügel- und 
Kleintierforschung e.V..

Information: E-Mail: angelika.gaupp@
fli.de, Tel: 05141-3846-102 
Ort: Friedrich-Loeffler-Institut, Dörn-
bergstrasse 25/27, 29223 Celle

Stadt & Land
Junge Landwirtschaft zum Mit-
erleben. Alle Infos unter: 
www.landkulturerleben.de

06.05.2017, 10.30 Uhr, Lebus
Workshop: Wesensgemäß im-
kern im Bienengarten Wulkow. 
Kontakt: imkereiheilmann@posteo.de

11.05.2017, 10 Uhr, Stolzenhagen
Naturerlebnis mit Packeseln.
Kontakt: kontakt@packeseltouren-
brandenburg.de

17.05.2017, 14 Uhr Eberswalde
Bäuerliche Käseherstellung.
Kontakt: robert.koester@hnee.de

Postwachstumsökonomie
12.05.2017, 17 Uhr, Würzburg
Vortrag von Prof. Dr. Niko Paech, 
mit anschließender Fishbowl- 
Diskussion. Eine Veranstaltung 
der Kath.Landvolkbewegung 
(KLB) Diözese Würzburg
Ort: Kolping-Center Mainfranken, 
Würzburg

Grünlandtagung
13.05.2017, 9.30 Uhr, Leer
Was muss Politik leisten, um 
Grünlandnutzung aus Sicht der 
Landwirtschaft und des Natur-
schutzes zukunftsfähig zu erhal-
ten? Veranstaltung von Bünd-
nis90/Die Grünen im Landtag 
Niedersachsen.
Anmeldungen an wiebke.saathoff@
lt.niedersachsen.de, Ort: Miniaturland 
in Leer, Konrad-Zuse-Straße 1, 26789 
Leer  

ASG-Frühjahrstagung 2017 
31.05.-01.06.2017, Goslar
Wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung strukturschwacher 
ländlicher Räume – Chancen 
durch Digitalisierung? lautet der 
Titel der 2 tägigen Tagung der 
Agrarsozialen Gesellschaft e.V..
Anmeldung und Infos:  
www.asg-goe.de

Saatgut-Tauschbörsen
Auch im Mai finden viele Veran-
staltungen zum Thema Saatgut 
und Pflanzen tauschen statt.
www.nutzpflanzenvielfalt.de/termine

• Suche Ausbildungsplatz in der Land-
wirtschaft, gerne auf vielseitigem 
Betrieb außerhalb von Bayern und 
Baden-Württemberg. Bin 16 Jahre, 	
T-Führerschein vorhanden.  
☏ 0163 28 06 40  

• Treckerreifen.    Fax: 04881 - 7452 
☏   04881 - 937567 

Mitteldeutschland

Stammtisch Thüringen:
jeden 2. Dienstag im Monat, 
19 Uhr, Erzeugerladen, 
Schmidtstedter Ufer 29 in Erfurt

Stammtisch 
Sachsen-Anhalt:
jeden 2. Mittwoch im Monat, 
19 Uhr,  Gaststätte 
„Hallesches Brauhaus“ in Halle 

Stammtisch Sachsen:
jeden 1. Donnerstag im Monat, 
19 Uhr,  Gaststätte 
„Zum Schützenhaus“ in 
Großschirma OT Siebenlehn

Gäste und Neugierige sind 
herzlich willkommen!

Mittwoch, 17. 05.2017, Alfeld, 14.00 Uhr
Mechanische Krautbekämpfung 
in konventionellen Leguminosenbeständen	  
Treffpunkt: Unter der Bahn, Alfeld-Föhrste
auf dem Betrieb von Dr. Thomas Stadler. 
Es werden sowohl Grubber, als auch Striegel und Hacke der Fir-
ma Treffler im Einsatz versus betriebsüblichem pfluglosem mit 
üblichen PSM-Einsatz geführte Bestände gezeigt. Im direkten 
Vergleich sind früher und später gesäte, nur mechanisch versus 
chemisch behandelte Acherbohnenflächen zu sehen und im An-
schluss werden die Ergebnisse diskutiert. 

Donnerstag, 01.06.2017, Cramme
Erbsenanbau und die richtige Verwertung in der Geflügelmast
Treffpunkt. Hähnchenstall Ortsausgang Cramme
Auf dem Betrieb von LWK-Präsident Swetje geht es um ver-
schiedene Erbsensorten und einer gezielten Düngung mit Mik-
ronährstoffen. Anschließend folgt  eine Diskussion zum Thema: 
„Richtiger Einsatz  in der Ration für Mastgeflügel“, mit Vertre-
tern aus der Futtermittelbranche.

Mittwoch, 07.06.2017, Rehden
Leguminosentag in der Rinderhaltung und Vermarktung der 
Produkte, Chancen und Herausforderungen
URS-Berater Hr. Kreiselmeyer wird auf spezielle ökonomische 
Kenngrößen von Leguminosen in der Rinderfütterung hinwei-
sen.

Mittwoch, 14.06.2017 
Gemeinsamer Feldtag der drei bundesweit agierenden Netzwer-
ke Erbse & Bohne, Lupine & Soja

Anmeldung: anika.berner@erweissfutter-aus-niedersachsen.de
Fax:  05505/964 464 2, Tel.: 0157 37 99 46 06

Programm, Uhrzeiten und Treffpunkte unter:
www.eiweissfutter-aus-niedersachsen.de

Eiweißfutter aus Niedersachsen – Feldtage 2017Romuald Schaber wird 60

Zum 60. Geburtstag von Romuald Schaber, Vorsitzender des Bun-
desbandes  Deutscher Milchviehhalter und Präsident vom Eu-
ropean Milkboard, gratuliert der Bundesvorstand der AbL sehr 
herzlich. In einem Schreiben an Romuald Schaber hob die AbL sei-
nen jahrelangen unermüdlichen Einsatz  für die Milchbäuerinnen 
und Bauern in ganz Europa hervor und wünscht sich eine weitere 
gute Zusammenarbeit für die bäuerlichen Interessen.
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Schleswig-Holstein
Geschäftsführung:

Berit Thomsen, Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg, 040-397 858, Schleswig-holstein@abl-ev.de

Niedersachsen
Landesverband: Ottmar Ilchmann, Tel.04967-334, o.ilchmann@yahoo.de

Wendland-Ostheide:  Martin Schulz, Tel. 05865-988 3-60, neulandhof-schulz@gmx.de

Heide-Weser: Johanna Boese-Hartje, Tel. 04204-689 111, biohof-boese-hartje.@t-online.de

Elbe-Weser: Jürgen Rademacher, Tel .u. Fax 04747-931 105, jradem1308@aol.com 

Südnds.: Eberhard Prunzel-Ulrich, Tel. 05507-912 85, kaesehof@t-online.de 

Weser-Ems: Andrea Sweers, Tel. 0176 - 20812393, andrea.sweers@googlemail.com

Mecklenburg Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Helmut Precht, Tel.: 038459 / 31 034; Jochen Fritz, Tel.: 0171 / 82 29 719;     

Franz Joachim Bienstein, Tel.: 0157 - 87185136; Helmut Peters, Tel.: 038454/20215

Nordrhein-Westfalen
Landesverband: Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm,Tel.: 02381/9053170, Fax: 02381/492221

Gütersloh: Erika Kattenstroth, Tel.: 05241/57069

Tecklenburger Land: Martin Steinmann, Tel.: 05404/5264

Herford: Friedel Gieseler; Tel.: 05221/62575

Köln/Bonn: Bernd Schmitz, Tel.: 02248/4761

Niederrhein: Dorothee Lindenkamp, Tel.: 02064/38421

Gentechnik: Reinhard Fiegenbaum, Tel: 05484/657

Westmünsterland: Martin Ramschulte; Tel.: 02555-430; Fax: 02555-929989 

Hessen
Reinhard Nagel, Tel.: 05695-990099, Mobil: 0171-8604799, Bio-Nagel@t-online.de

Jeannette Lange, Tel.: 05653-91280, Lange.Wellingerode@t-online.de

Henrik Maaß, Tel.: Mobil.: 0160/8217015, maass@abl-ev.de

Peter Hamel, 06630 919013, peter.hamel@web.de

Rheinland-Pfalz und Saarland
Landesverband: Ralf Wey, Maifeldstr. 15, 56332 Moselsürsch, 
Tel.: 02605/952730, Fax: 02605/952732, e-mail: Ralf.Wey@abl-rlp-saar.de; 
Hans-Joachim Jansson, Tel.: 02626/8613, Fax: 02626/900218; www.abl-rlp-saar.de

Baden-Württemberg
Geschäftsstelle Landesverband: Frieder Thomas; Tel.: 07531 282939-1, thomas@abl-ev.de
Bodensee: Anneliese Schmeh; Tel.: 07553-7529, a.schmeh@hagenweilerhof.de
Oberschwaben: Bärbel Endraß: Tel.:07528-7840, info@biohof-endrass.de

Bayern
Landesverband: Edith Lirsch, Tel: 08562/870; Josef Schmid, Tel: 08742-8039, Fax: 967654

Geschäftsstelle: Andrea Eiter; Neidhartstr. 29 1/2; 86159 Augsburg; Tel: 0821/45 40 951 und 

0170/99 134 63; Internet: www.abl-bayern.info; Mail: abl-bayern@web.de 

Chiemgau-Inn Salzach: Hubert Hochreiter Tel.: 08679/6782 Fax.:08679/914284, Rita Huber,  

Tel: 08683-557, huber.aichlberg@gmx.de

Land an Rott und Inn: Margarete Stoiber, Tel. 08536-91091; Konrad Zanklmaier, Tel. 08725-

304; e-mail: konrad.zanklmaier@vr-web.de

Allgäu: Elisabeth Waizenegger, Tel: 08330-1413; Herbert Siegel, Tel: 08320-512; ablallgaeu@gmx.de

Oberland:  Irene Popp, Tel. 0176-98148203, irene-popp@web.de; Hans Zacherl, Tel: 08146/9127

Landshut-Vilstal: Josef Schmid, Tel.: 08742/8039, e-mail: abl-bayern@web.de

Franken: Isabella Hirsch,Tel: 09852-1846; Gabriel Deinhardt, Tel.: 09194 / 8480

Erding – Ebersberg, Anton Brandl, Tel. 08085 532, brandl-anton@gmx.de; Barbara Greimel 

Tel. 09090-5791396, bagrei@online.de

Bayerisch-Schwaben, Andrea Eiter, 0170-99 134 63, aheiter@freenet.de; Stephan Kreppold, 

Tel. 08258/211, biolandhof-kreppold@web.de; Internet: www.abl-bs.de;

Sachsen/Thüringen/Sachsen-Anhalt
Landesverband: Landesgeschäftsführer Reiko Wöllert, mitteldeutschland@abl-ev.de,

Tel: 036254/78024; Stephan Kaiser, sphkai@freenet.de (Sachsen); Michael Grolm, Tel: 

036450/446889, M.Grolm@gmx.de (Thüringen)

Sachsen Anhalt: Claudia Gerster, Tel: 034465/21005, sonnengut-dietrichsroda@t-online.de

Thüringen: Ulrich Möller, Tel. 0151/15223397, info@peterbachhof.de;

Frank Neumann, Tel: 036623/23737, berghoffrank@hotmail.de;

Daniela Kersten, Tel: 036421/23497, mail@kanzlei-kersten.de; 

Ich möchte Mitglied in der AbL werden und (Zutreffendes bitte ankreuzen)

❑ 	 Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von 105,00 Euro

❑ 	 Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaare und Hofgemeinschaften von 140,00 Euro

❑ 	 Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von _________ Euro zu zahlen

❑ 	 Als Kleinbauer, Student, Renter, Arbeitsloser zahle ich einen Mitgliedsbeitrag von 50,00 Euro 

❑ 	 Ich beantrage als Unterstützer/in einen Mitgliedsbeitrag von 75,00 Euro

❑ 	 Ich abonniere die Unabhängige Bauernstimme (bitte Coupon Rückseite ausfüllen)

❑	 Ich finde die Arbeit der AbL e.V.  wichtig und unterstütze sie als Nichtmitglied mit einem Jahresbeitrag von:

	 ❑ 30,-€	 ❑ 50,-€	 ❑ 70,- €

	 Der Mitgliedsbeitrag erhöht sich jährlich um 2,- Euro, ein Abo der Bauernstimme ist nicht enthalten.

Vorame, Vorname:	   _______________________________________________________________________

Straße:		    _______________________________________________________________________

PLZ, Wohnort (Landkreis):______________________________________________________________________

Telefon/Fax	 E-Mail:	   _______________________________________________________________________

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.

Landeskontakte
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Bundeskontakte

Mitgliedsantrag
Ich zahle:
❑ nach Erhalt der Rechnung
❑ per SEPA-Lastschriftmandat

Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Beitrag bei Fälligkeit 
zu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Bank: ____________________________________________________________________

BIC: __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __

IBAN: __ __  __ __  __ __ __ __ __ __ __  __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __

Die Mitgliedschaft verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr, wenn nicht spätestens 
14 Tage vor Ablauf gekündigt wird. Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Bundes-
post im Falle einer Adressänderung die neue Adresse an die AbL weiterleitet.

Datum: _____________________	 Unterschrift: ___________________________________

Gläubiger-ID: DE19ZZZ00000421092
AbL e.V., Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm

Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

Bundesgeschäftstelle:
Ulrich Jasper, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Tel.: 02381/9053171, Fax: 02381/492221, E-Mail: info@abl-ev.de 

Bundesgeschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiligengeiststraße 28,  
21335 Lüneburg, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758

junge Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft: 
Kathrin Lindner, 01798433730, Walburger Straße 2, 37213 Witzenhausen, junge-abl@abl-ev.de 

Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren:
Georg Janßen, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758; Gerhard Portz, Tel.: 06502/2298; Klaus Buschmeier, Tel.: 05262/3455

Interessengemeinschaft Ostdeutschland: 
Franz-Joachim Bienstein, Tel./Fax: 03841/791273

Netzwerk Bauernhöfe statt Agrarfabriken
Eckehard Niemann, Tel: 0151-11201634, eckehard.niemann@freenet.de

Netzwerk gentechnikfreie Landwirtschaft: 
Annemarie Volling, Tel.: 04131/400720, Fax: 04131/407758, E-Mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de

Internationale Agrarpolitik: 
Berit Thomsen, Tel.: 02381-9053172, thomsen@abl-ev.de

Eiweißfutter aus Niedersachsen
Anika Berner,  Andreas Huhn 05507/9644640, Fax: 05507 - 964 464 2, info@eiweissfutter-aus-niedersachsen.de

Sommertagung der Jungen AbL
26.-28.05.2017 in Cobbel bei Tangerhütte

Agrarökologie lernen - Praktische Ansätze

Freitag, 26.05.2017:  Standortgerechte Landnutzung weltweit
Einführungsvortrag und Diskussion mit Johannes Kotschie (AGRECOL)

Samstag, 27.05. 
Workshops vormittags
- Wie wollen wir arbeiten? Gute Arbeitsbedingungen für 
  ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen schaffen.
- Bäume und Sträucher auf dem Acker - Methoden der Agroforstwirtschaft.
Vorstellung des Gastbetriebes mit Christian Warnke
Workshops nachmittags
- Zweinutzungshuhn von der Zucht bis zur Vermarktung.
- Wie können Bäuerinnen und Bauern technisch unabhängiger werden?

Sonntag, 28. Mai
Aktionsplanung, Positionspapiere, Austausch und Abschlussrunde
Tagungsort: Gasthaus „Zur Spargelspinne“ Warnke Agrar GmbH, 
Birkholzer Mühlenstraße 7, 39517 Cobbel, 
Tagungsbeitrag: 30,- €
Anmeldung und Fragen: junge-abl@abl-ev.de, Anmeldeschluss: 20. 05. 2017
Bitte mitbringen: Zelt, Schlafsack, Isomatte und gute Laune!

Ausführliches Programm unter: http://www.abl-ev.de/termine.html
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Irgendwo unterwegs – ich weiß gar 
nicht mehr, wo es war, vielleicht am 

Rande eines Auftritts von mir, any-
where on the road – hörte ich eine 
junge Frau vom Land reden. Sie er-
zählte anderen empört davon, dass , als 
sie den Begriff „Bauer“ in eine be-
kannte Internet-Suchmaschine eingege-
ben hatte, als erstes Ergebnis „Bauer 
sucht Frau“ auf dem Bildschirm er-
schien, die unbestritten total schlimme 
Kuppelshow irgendeines überflüssigen 
Privatsenders. 

Als ich später nach Hause fuhr, 
dachte ich darüber nach. Ich konnte es 
gar nicht glauben, dass das be-
kloppte Internet den von mir so 
geliebten, umfassenden, ja gera-
dezu philosophischen Begriff 
„Bauer“ auf eine Fernsehsen-
dung reduzierte, in welcher alles 
getan wurde, um dieses Wort 
umzudeuten und in den Schmutz 
zu ziehen. Und mir fielen ein-
zelne Bilder ein, zufällig aufge-
schnappt und leider nicht ver-
gessen, aus dieser Fernsehsen-
dung, wenn sie gerade lief, bei 
uns im Wohnzimmer, und ich 
war auch mal da. Vielleicht 
echte, einsame Bauern, durch 
das Format zu bemitleidens-
werten Bauerndarstellern degra-
diert. Sie wurden bei einem so-
genannten Scheunenfest poten-
ziellen Partnerinnen zugeführt, 
die sich für ein Leben mit eben 
jenen Bauern interessierten oder 
einfach mal ins Fernsehen 
wollten. Bei einer Woche auf 
dem jeweiligen Hof wurden dann die 
unbeholfenen Annäherungsversuche 
fürs Millionenpublikum im Fernsehen 
inszeniert. Scripted Reality. Ich konnte 
praktisch im Hintergrund hören, wie 
die herzlosen Produktionsteams an Ka-
mera und Ton den armen Jungs zurie-
fen: „Los, komm, nimm sie mal in den 

Eine Heimfahrt in Rage
Arm, fass sie mal an!“, und vor dem 
Fernseher schämten sich die Leute 
fremd, mit einer Mischung aus Lust 
und Abscheu. Kommentiert wurde das 
Ganze von einem blonden Sprech- und 
Lächelmoderationsautomat im Dirndl, 
der hirnlos zusammengestoffelte Aufsa-
getexte von einem Teleprompter ablas. 
Sie sollten Mitgefühl und Sympathie 
darstellen, aber ich fand sie schon beim 
ersten Mal menschenverachtend und 
zynisch. Auffällig an diesen Texten war 

die Menschen in diesem Format vorge-
führt werden, um sie der Lächerlichkeit 
preis zu geben, und dass man sie so ihrer 
Würde beraube, und die Liebste hielt 
dagegen, dass die Leute ja wohl kaum 
dazu gezwungen werden, an dieser Sen-
dung teilzunehmen. Sie seien erwachsen 
und wüssten doch, worauf sie sich ein-
ließen. Auf diese Weise beraubten sie 
sich ihrer Würde höchstens selbst und 
freiwillig. Was die Sache nur wenig bes-
ser machte, wie ich fand. 

Dirndl-Moderatorin mit ihrer Betonfri-
sur, auf die Leute in den Kamerateams 
auf den Höfen, die genau wissen, was 
sie tun. Aber sie tun es trotzdem. Plötz-
lich musste ich an meine Tochter den-
ken, die in der Grundschule oft von 
einem Jungen aus ihrer Klasse geärgert 
wurde. Und Marie hatte ihm irgend-
wann gesagt: „Hau ab jetzt, sonst 
kommt mein Papa mit dem Güllewagen 
und spritzt dich mit Gülle voll!“ Das 
hatte wohl Eindruck gemacht; denn der 
Junge hörte mit dem Ärgern auf. Und 
nun saß ich im Auto und stellte mir ge-
nüsslich vor, solch ein Bauer sucht 

Frau-Filmteam mitsamt der 
Dirndl-Tante von oben bis un-
ten gründlich voll zu güllen. 
Eine schöne Vorstellung. Ich 
musste lächeln.

Zuhause angekommen, fuhr 
ich noch einmal schnell den 
Computer hoch und googelte 
das Wort „Bauer“. Als erste 
Vorschläge erschienen: Bauer, 
Bauernblatt, Bauer sucht Frau, 
Bauernverband. Als ich dann 
auf „Suchen“ klickte: Baur Ver-
sand, eine Firma namens Bauer, 
die Spezialtiefbau machen, als 
drittes der Wikipedia-Eintrag, 
der den Begriff „Bauer“ erklärt. 
Das erste Mal „Bauer sucht 
Frau“ erst auf der zweiten Seite 
der Ergebnisse. Langsam regte 
ich mich ab. Es war nicht so 
schlimm, wie die junge Frau ge-
sagt hatte. Bauer sucht Frau 
kommt vor, aber nicht im Vor-
dergrund. Mein Güllewagen 

kann zuhause bleiben. Schade eigent-
lich. Matthias, der moppelige Milch-
bauer hätte ganz schön ungemütlich 
werden können. Was hätte das für 
schöne Bilder gegeben…

Matthias Stührwoldt,
schreibender Milchbauer

eine ziemlich nervtötende Liebe zum 
Stabreim. Ständig war die Rede von 
„Reinhard, dem romantischen Rinder-
wirt“ oder „Gerhard, der gemütliche 
Getreidebauer“ oder so. 

Und mir fiel ein, dass die Liebste und 
ich mal über diese Sendung diskutiert 
hatten. Ich hatte mich beschwert, dass 

Während ich weiter fuhr, regte ich 
mich innerlich noch ein wenig über 
diese Sendung auf. Bauer sucht Frau. 
Der letzte Dreck, echt. Ob die Leute 
sich nun freiwillig zum Affen machen 
oder nicht, Tatsache ist: Sie machen 
sich zum Affen. Und ich bekam eine 
Wut auf das Privatfernsehen, auf die 

Ein schönes Bild� Foto: Dirscherl/pixelio


